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Kr. 222

Die Grundlage für die Beilegung der Metallarbeiterkriſe
in Jtalien.

Rom, 20. Sept. Jm J des Jnnern hatte
Gioliti eine Beſprechung mit den Vertretern der Jnduſtriellen
und der Arbeiter unter Teilnahme der Präfekten von Mai
land und Turin. Alle in Frage kommenden Punkte wurden
erörtert. Bezüglich der von den Jnduſtriellen für notwendig
erachteten Arbeiterentlaſſungen ſchlug Giolitti eine verſöhn
ichere Formulierung vor. Nach Schluß der Sitzung wurde
eine Erklärung veröffentlicht, in der es heißt: Da die ge
werkſchaftlichen Verbände eine Kontrolle der Betriebe zum
Zweck der der Produktion und der Wiederauf-
nahme des wirtſchaftlichen Lebens für notwendig erachten
und die Betriebe ſich der Einführung der Kontrolle nicht
widerſetzen, wird ein Ausſchuß gebildet, der Vorſchläge unter-
breiten ſoll für ein von der Regierung auszuarbeitendes
Geſetz. Die induſtriellen Organiſationen ſollen auf der
Grundlage der Beteiligung der Arbeiter bei der techniſchen
und finanziellen Kontrolle, ſowie in den Verwaltungen der
induſtriellen Unternehmungen aufgebaut werden. Dieſe

Am 22. Juni 1920 überreichte die Entente der Reichs
regierung die Entwaffnungs- und Reorganiſationsnote für
das deutſche Polizeiweſen. Beim Bekann werden derſelben
erſcholl ein Entrüſtungsſchrei in den reakiionären Blättern
und überall hieß es, die Entente macht Deutſchland waffenlos
und liefert uns dem Balſchewismus aus.

Die Reichsregierung verſuchte in Spa durch die alten
ahren. YGeneräle der Reichswehr die Forderung der Entente ver-

treten zu laſſen. Da dieſelben aber mit dem Weſen der
Polizei nicht vertraut waren, verwies die Entente auf die
Rote vom 22. Juni, nach der die Polizei bis zum 22. 9. 1920,alſo innerhalb drei Monaten, reorganiſiert ſein müſſe.

Die preußiſche Regierung gab ſich nun die erdenkliche
Mühe, um dieſen Forderungen gerecht zu werden, ſowie auch
nach Möglichkeit keinen der Beamten durch die Umformung
brotlos zu machen.

Nach dem Diktat von Spa war die Zahl der Sipo auf
85 000 Mann für Preußen begrenzt und die Bewaffnung
herabgeſetzt. Der Miniſter Severing berief als Reorganiſator

den Miniſterialrat Dr. Abegg, ein ſeit Jahren bekannter
r der trotz ſeiner Stellung das Vertrauen

des Volkes genoß und in Kürze die Pläne für die Umformung
ertigſtellte.

Der Preſſefeldzug, den die Rechtspreſſe in verantwor
ffung-loſer Weiſe gegen Dr. Abegg r hat und das ſpäter
gänzlich unbegründete Triumphgeſchrei, als ſeien die
2 wen läne durch die Organiſationen der Polizei-
beamten verworfen und die Pläne der Offiziere und Rechts

Durch Poſtbezug im Vi rieljahr 13.50; monatlich 4.50 Mk.

Falle, Aenstag, den 21. September 1920

Betriebsräte auch in Jtalien.
Vorſchläge ſollen ſich auch erſtrecken auf die Einſtellung und
Entlaſſung der Arbeiter. Die Arbeiter werden die Arbeit
wieder aufnehmen.

Rom, 20. Sept. (Stefani.) Nach der Beſprechung im
Miniſterium des Jnnern ſetzten die Jnduſtriellen und die
Arbeiter ein Verhandlungsprotokoll auf, das betont, daß die
Arbeiter rückwirkende Kraft der Vereinbarungen vom 1. Juli
ab und Bezahlung der Tage der Arbeitsverweigerung und des
ihnen erwachſenen Schadens fordern, die Jnduſtriellen aber
dieſe ablehnen, daß re beide Teile den
Beginn der Geltung des neuen Tarifs auf den 15. Juli feſt-
Feer und jede c für die Tage der Beſetzung

abriken durch die Arbeiter ausſchließen. Das Protokoll be
zeugt den Jnduſtriellen, daß ſie Giolittis Formel über die
Entlaſſung von Arbeitern als ihnen gemachte behördliche
Vorſchrift hinnähmen.

Meſſaggero hört, daß der Allgemeine Arbeiterverband
die Arbeiter angewieſen habe, die beſetzten Fabriken zu
räumen und die Arbeit wieder aufzunehmen; der Arbeiter-
verband verſichere, daß die Ordnung gewahrt bleiben werde.

der

Die Entente als Helfershelfer der Reaktion.
parteien verwirklicht worden, r dazu geführt, daß die
Entente ohne vorherige genaue Kenntnis der Pläne die Neu

wie ſie am 22. September in Kraft treten ſollte,
verwarf.

Es mußten nun im letzten Augenblick die geſamten Pläne
nochmals umgearbeitet und die ganze Gr rung auf eine
neue Grundlage geſtellt werden. Insbeſondere iſt nun hier
ein Punkt, der für die Provinz Sachſen ins Schwergewicht
nt Dem Oberpräſtidenten Hörſing, dem ſeit dem Kapp-

utſch ſchon die Sipo für Mitteldeutſchland unterſtellt iſt
und dem nach den Abeggſchen Plänen das geſamte Polizei
weſen unterſtellt werden ſollte, ſo wie wir es in Nr. 214 vom
11. September unſeres Blattes ausgeführt haben, wird damit
die oberſte Polizeigewalt genommen und den Regierungs-
präſidenten übergeben, ſo wie es vor dem Kriege war. Dieſe
Abmachung würde unſeres Erachtens gerade nicht vorteilhaft
im da das Volk dem Regierungspräſidenten nicht ſoviel

ertrauen entgegenbringt wie ſie es einem Polizeichef als
oberſten Ordnungshüter entgegenbringen müßte.

Das preuß. Miniſterium hat bereits der Jnteralliierten
Kommiſſion die Bedenken geäußert und die Auflöſung der
Sipo und der nunmehr nach ihrem Gebot erfolgten Um-
gruppierung mitgeteilt. Faſt alle Redner im Hauptausſchuß
der Landesverſammlung haben ſich am Sonabend dem Be
denken des Miniſters angeſchloſſen und feſtgeſtellt, daß durch
die chauviniſtiſchen und reaktionären Artikel der Rechtspreſſe
eine Organiſation, wie ſie zum Wohle des geſamten Volkes
und zum Wiederaufbau Deutſchlands geplant war, vereitelt
worden iſt.

die engliſchen Kreiskontrolleure in Oberſchleſien

zurückgetreten.

BVreslau, 20. Sept. Einem Londoner Funkſpruch
folge hat die engliſche Vegierung der Botſchafterkonferenz
itgeteilt, daß die engliſchen Kreiskontrolleure Ober-
jleſtens inolge der hartnäckigen Haltung der Franzoſen
re Demiſſion eingereicht haben. Wie wir hierzu mitteilen
innen, beruht es auf Tatſache, daß drei der engliſchen
reisköntrolleure vor einiger Zeit unabhängig voneinander
m engliſchen Vertreter in der Jnteralliierten Kommiſſion
„Oppeln Oberſt Percival ihr Abſchiedsgeſuch einge
icht haben, weil ſie im Gebrauch ihrer Amtsgewalt infolge

Parteilichkeit der Franzoſen gehindert wür-
n. Dem Auswärtigen Amt in London war von Oberſt

erci val von dieſem Demiſſionsgeſuch der Kreiskontrol-
ure bisher noch nicht Mitreilung gemacht worden, da er
warten wollte, wie ſich die Verhältniſſe in dem Verwal
gsweſen Oberſchleſiens geſtalten würden. Nachdem die

hoffte im 7 nicht eingetreten war, hat Oberſt
ercival der Londoner Rigierung von
em Demiſſionsgeſuch Kenntnis gegeben,
doch zugleich mitgeteiſt, daß die engliſchen Kreiskontrol-

vorläufig ihren Dienſt weiter verſehen werden.

Das Finanzminiſterium ſucht Geld.
Berlin, 20. Sept. Der Staatsſekretär im

iniſterium Mo es le befindet ſich gegenwärtig auf einer
enſtreiſe, um ſich mit den Präſidenten der Landesfinanz-

r bezüglich der beſchleunigten Erhebung der Beſitz
uern beſonders des Reichsnotopfers zu beraten. Am

Septmèber fand in r a. M. eine Beſprechun
tt, an der die Bezirke der Landesfinanzämter Kaſſel un
rmſtodt beteiligt waren. Gegenſtand der Beratung war

Sland der Vorarbeiten zur Luglayruvg der Steuerge-
e und Maßnahmen für eine beſchleuntgte 31 des
hsnotopfers. Jm Laufe dieſer Woche finden Be

ſtatt. Am nächſten Donnerstog wird Staatsſekretär Moesle
mit den Veranlagungsbeörden der Bezirke GroßBerlin und
Brandenburg dieſelben Fragen behandeln.

ſprechungen gleicher Art in Bayern, e und Sachſen

ArbeitsloſenDemonſtrationen in Berlin.
Berlin, 21. Sept. Der geſchäftsführende Ausſchuß des

Bezirksverbandes Berlin-Brandenburg der Unabhängigen
Sozial demokratiſchen Partei hat, nachdem die Arbeitsloſen-
räte an ihn mit der Aufforderung herangetreten waren, ſich
an der heute ſtattfindenden Demonſtration zu beteiligen, wie
die „Freiheit“ mitteilt, es einſtimmig abgelehnt, ſich an dieſer
Demonſtration zu beteiligen. Auch die Generalverſammlung
der Metallarbeiter Berlins beſchloß geſtern abend gegen
wenige Stimmen, die Kollegen in den Betrieben aufzufordern,
ſich an der heutigen Arbeitsloſen- Demonſtration nicht zu be-
teiligen. Auch der „Vorwärts“ warnt die Arbeitsloſen davor,
ſich durch unberufene Elemente zu Unbeſonnenhetten hin
reißen zu laſſen.

Die Arbeitsloſenunterftützung.
Berlin, 20. Sept. Zu dem Kapitel beſonderer Fürſorge

für langfriſtige Erwerbsloſe wird dem WTVB. vom Reichs
arbeitsminiſterium mitgeteilt: Jn den beteiligten Kreiſen
wird vielfach die Auffaſſung vertreten, je dem Erwerbs-
loſen ſtebe unter beſtimmten Vorausſetzungen ein Anſpruch
auf etwa 400 Mark aus den Mitteln zu, die vom Reiche den
Ländern und Gemeinden zur beſonderen Fürſorge für lang-
friſtige Erwerbsloſe bereitgeſtellt ſind. Dieſe Auffaſſung iſt
nicht zutreffend. Reichsarbeitsminiſter hat nur geſagt,
daß aus den 50 Millionen Moark, die das Reich bereit ſtellt,
und aus den Mitteln, die die Länder und Gemeinden dazu
hergeben. nach überſchläglicher Rechnung im Durchſchnitt auf
den Kopf eines Erwerbsſoſen etwa 400 Ma allen
werden. Die Länder und Gemeinden haben aber weitgehende
Freiheit in der Art und Höhe der beſonderen Unterſtützung,
die ſie den Erwerbsloſen zukommen laſſen können.

tm Textteil 2.50 Mk. f. d. Millimeter Höhe. Kollektivanzeigen 4 Jahrgang

Ausgabe morgens 9 Uhr.

Prukliſche Gebeclſhaftgrheit der

Ciſenbahner.

Von Th. Kotzur, M. d. R.
Der am Sonnabend in ſpäter Abendſtunde beendete

außerordeytliche Verbandstag des Deutſchen Eiſenbahner-
Verbandes verdient in mehr als einer Hinſicht allgemeine
Beachtung. Jnnerhalb des Verbandes ringen ſeit der vor
15 Monaten in Jena ſtattgefundenen Generalverſammlung
zwei Strömungen um die Führung und ſpiegeln dadurch die
zerriſſene politiſche Arbeiterbewegung wider. Jm Hinter-
grunde waren außerdem geſchäftige kommuniſtiſche Draht-
zieher an der Arbeit, um die aus der wirtſchaftlichen Not der
Eiſenbahner entſtandenen Bewegungen ihren politiſchen
Zwecken nutzbar zu machen. Kaum war die erſte Generalver-
ſammlung der jungen im Jahre 1916 gegründeten Organiſa-
tion vorüber, da ſetzte eine von der Oppoſition mit großer
Zähigkeit geführte Propaganda zur Einberufung eines außer
ordentlichen Verbandstages ein mit dem ausſchließlichen
Ziele, den Vorſtand zu beſeitigen.

Zu den Kämpfen innerhalb der Organiſation geſellte
ſich der Kampf mit den gegneriſchen Eiſenbahnerverbänden
auf der einen und mit der Eiſenbahnverwaltung und Regie
rung auf der anderen Seite. Den Anlaß dazu gaben die
langwierigen Verhandlungen über den preußiſchen Lohn
tarif mit der damit in Zuſammenhang ſtehenden Schließung
der Werkſtätten, der Maßregelung der Funktionäre und der
Wiedereinführung der ordarbeit, ferner die Verſchlep
pung der Betriebs- und Beamtenrätewahlen, ſowie der
ſeitens der Regierung zögernd und mangelhaft h rden h wer alle e und ierig-
keiten hielten Wachstum des nicht auf, ſo da
er nach Verſchmelzung mit dem Deutſchen Verkehrsperſonal
Verband zur größten Eiſenbahnerorganiſation der Welt
wurde und heute rund 550 000 Mitglieder zählt. Kein
Zweifel, daß es für beſtimmte politiſche Parteien ein nicht
u unterſchätender Machtzuwachs iſt, wenn es ihnen gelingt,
ie im D. E.-V. organiſierten Ei er für ſich zu ge

winnen.
Der Vorſtand, der z urſprünglich gegenüber dem

Drängen der Oppoſition ablehnend verhielt, ſah ſt infolge
der veränderten
veranlaßt, ſchließlich doch eine außerordentliche Generalver-
ſammlung einzuberufen. Dieſe fand in der Woche vom 12.
bis 18. September in Dresden ſtatt und brachte die von der
Oppoſition gewollte Auseinanderſetzung mit dem Vorſtand.
Die Einleitung begann mit der Annahme von Anträgen der

erhältniſſe aus e tsgründen

Oppoſition auf Erweiterung der Beratungsgegenſtände und
der der Stellung von Korreferenten. Bezeichnend iſt nun,
daß die Dresdener unabhängige „Volkszeitung“ vom 13. Sep
tember ihrem erſten Bericht über den Verbandstag in großen
Lettern die Ueberſchrift vorausſetzte: „Oppoſitionelle Mehr-
r auf der Eiſenbahnertagung“. Aber ſchon der nächſte Tagrachte ihr eine große äundint denn der ſechs Stunden

in Anſpruch nehmende, vom Vorſitzenden Scheffel erſtattete
Geſchäftsbericht fand überraſchenderweiſe ſtürmiſchen nicht
endenwollenden Beifall der geſamten Generalverſammlung.
Der Grund dafür iſt wohl in der überlegenen Sachlichkeit zu
ſuchen, mit der der Vorſtandsvertreter über eine ſtürmiſch
bewegte, aber an Erfolgen reiche Tätigkeit berichtete. Dem-
gegenüber hatten die Korreferenten einen ſchweren Stand,
und manchmal ſchien es ſo, als handele es ſich bei den Kor
referaten um Ergänzungen zum Vorſtandsbericht. Dieſen
Eindruck dürfte auch die Oppoſition gehabt haben, denn ſie
verzichtete darauf, den von ihr zum Preſſebericht geſtellten
Korreferenten ſprechen zu laſſen.

Nachdem ſich in den erſten Verhandlungstagen nach
leidenſchaftlichen Auseinanderſetzungen die Kräfte der beiden
Richtungen gemeſſen hatten, trat immer mehr und mehr der
entſchloſſene Wille in den Vordergrund, unter Zurückdrängung
aller politiſchen Einflüſſe ſtreng gewerkſchaftliche Arbeiten zu
verrichten. Sehr deutlich zeigte das bei der Beſtätigung
des wegen andauernder Störung der gewerkſchaftlichen Arbeit
vom Vorſtande ausgeſchloſſenen Kommuniſten Geſchke. Mit
roßer Mehrheit machte ſich die Generalverſammlung denVorſtandebeſchluß, dem ſich ſeinerzeit die Reviſions und Be

ſchwerdekommiſſion angeſchloſſen hatte, zu eigen. Die beidenletzten Verhandlungstage ſtanden völlig im We poſitiver

aufbauender Gewerkſchaftsarbeit. Jn erſter Linie iſt hier zu
nennen, gemeinſam mit dem Deutſchen Transportarbeiter
Verband unter dem Namen Deutſcher Verkehrsbund“ eine
Arbeits gemeinſchaft zu bilden mit dem Ziele, das geſamte
Perſonal der privaten und ſtaatlichen dte ein
ſchließlich der c zu organiſieren. Der Bund, der ſeine
Tätigkeit in kürzeſter Zeit aufnehmen ſoll, wird rund
114 Million Mitglieder zählen, zu denen durch in Ausſicht
ſtehende St erter en weitere hunderttauſende kommen
werden. Mit der ung des Deutſchen Verkehrsbundes“
auf freigewerkſchaftlicher Grundlage hat ſich das Verkehrs
perſonal einen Machtfaktor geſchaffen, der bei den künftigen
Kämpfen um beſſere Einkommens und Dienſtverhältniſſe
eine ausſchlaggebende Bedeutung erlangen dürfte.

Erfreulich wie der vorſtehende u war
Ergebnis der Vorſtandswahlen. Beide Richtungen hatten



h

nun glücklich ſo wie möglich ſtattf
lich eine große Rolle
werden ſollen. er wird die vom vorigen

h einen gemetnſamen Jadrooryqlas rig der mit
usnahme des Vorſitzenden Brunner die Namen ſämtlicher

bisherigen beſoldeten Vorſtandsmitglieder enthielk. Unter
dieſen Umſtänden konnten die ſich wieder zur Wahl ſtellenden,
wie auch die neu hinzukommenden Vorſtandsmitglieder die
abgegebenen Stimmen faſt reſtlos auf ſich vereinigen. Der
aus dem Vorſtand ausgeſchiedene Vorſitzende Brunner, der
in jahrzehntelanger Pionierarbeit für die Eiſenbahnerorga-
niſation gewirkt hat, ſtellt nunmehr ſeine Kraft dem „Ver-
kehrsbund“

Zur aufbauenden Arbeit zählt weiter der Beſchluß, be
ſondere Sektionen für Arbeiter, Beamte und Jugendliche im
Verbande zu bilden. Hierzu ſind beſondere Richtlinien be
ſchloſſen worden, die den neuen und den veränderten Ver
ter angepaßten Satzungen beigefügt werden. Schließ-
ich ſei noch hingewieſen auf eine Reihe wichtiger Anträge,

die ſich an die Regierung und Eiſenbahnverwaltung wenden
und die endgültige Geſtaltung des Beſoldungsgeſetzes nachroßzügigen Geſichtopunkten ſordern. Jm Saſenmenhen

mit ſteht das entſchloſſene Eintreten für die Beamten- un
Arbeiterpenſionäre, ſowie ihrer Witwen und Waiſen.

Ein Rückblick auf die Verhandlungen zeigt, daß eine
beendet wurde, die bei den Eiſenbahnern das Be

wußtſein auslöſen wird: Dresden iſt der Ausgangspunkt
peuer Erfolge geworden.
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Wilhelm und Scheidemann.
Gen. Scheidemann ſchreibt dem „Vorwärts“ aus Kaſſel

oom 19. September: Aus dem „Vorwärts“ vom 18. d. M.
erſehe ich, daß die mir hier nicht zu Geſicht kommende „Frei-

mich wieder einmal a Ich ſoll Aeußerungen des
aiſers über die Demokratie, die er am 20. Juli 1917 in

meiner Gegenwart getan haben ſoll, verleugnet haben.
Das iſt unwahr. Aeußerungen, wie ſie der Abgeordnete

Sereex zitiert, hat der Exkaiſer in meiner Gegenwart nicht
getan.
vertretung ſozuſagen offiziell geſprochen hatte, fand in
einem Eckzimmer eine zweite „zwangloſe“ Ausſprache zwiſchen

Nachdem er alſo mit jeder einzelnen Fraktions-

ihm und Herren der verſchiedenſten Parteizugehörigkeit ſtatt,
bei der aber auch, wie mir erzählt wurde, von je hundert ge
ſprochenen Worten der Kaiſer neunundneunzig bis hundert
redete. Zu den für dieſe Ausſprache vom Staatsſekretär Hel-
ferich gebetenen Herren gehörte ich zu meiner großen Freude
nicht. Jch hatte an der einen Ausſprache ſchon vollkommen
genug.Was der Kaiſer in meiner Gegenwart geſagt hat, habe

ich ken aufgezeichnet; es wird der Oeffentlichkeit nicht vor
en lten bleiben.

Der Streit um Roskau.
Das Delegationsrecht zum r der U. S. P. der

ndet W natür
bei den Entſchlüſſen, die dort gefaßt

artei-
tag auf 400 beſchränkte Delegiertenzahl überſchritten wer
den, denn wer weiß, ob ſich die Mitgliedſchaften auf die ihnen
zuſtehenden Delegierten beſchränken werden. Wie ſie verteilt
werden ſollen, darüber macht Konrad Ludwig im
Volksblatt“ eine Rechnung auf. Zuerſt begründet er denVorſchla 12 Bezirken nur je einen Delegierten zuzugeſtehen.Er Hrelbt: 8 zuzugeſteh

„Vor mir liegt der Bericht der Zentrale April-Juni. Von
82 Bezirben haben nur 17 im letzten Quartal Beiträge abgeführt,
uſammen rund 190 000 Mk. 12 Bezirke, die nichts abgeführtten erhalten nach dem Beſchluß von Leipzig trotzdem je einen

legierten, ſo daß auf die Bezirke, die ihren Verpflichtungen
nachgekommen ſind, 388 Delegierte entfallen.

Die 12 Bezirke, die nichts an die Zentrale abgeführt haben,
ſind Baden, Bayern, Chemnitz, Frankfurt a. M., HeſſenWaldeck,
Magdeburg, Mittelrhein, Oberſchleſien. Schleſien. Oeſtl. Weſt-
falen, Zittau und Mecklenburg. Sie zählten am 1. April zuſam-
men 181 027 Mitglieder. Im Falle die Genoſſen etwa glauben,
daß dieſe Bezirke nur im letzten Quartal die Verpflichtungen
Page der Gefamtpartei nicht erfüllt haben, ſei mitgeteilt,
aß in dem vorliegenden ganzen Geſchäftsſahre die genannten

Vezirke 17 139,60 Mk. Pflichtbeiträge abgeführt haben. Jn der-
ſelben Zeit haben die anderen 17 Bezirke 484 000 Mk. abge
führt. Wenn alſo jetzt jene 12 Bezirke nur 12 Delegierte er
halten, geſchieht ihnen Gerechtigkeit, ſie wollten es ſo, ſio haben
es ſo beſchloſſen.“

Man ſieht, es iſt nicht alles Gold was glänzt. Trifft
das Wort ſchon auf die politiſche Tätigkeit der Unabhängi-

83 zu, ſo äber auch in demſeiven Maye auf ihre Verwal
ungstätigkeit in den eigenen Reihen. „Nur ſchärfſte Zen

traliſation kann die Arbeiterſchaft retten“, ſo heißt das
Schlagwort, daß ſie jetzt immer auspoſaunen. Darum weg
mit demokratiſchen Einrichtungen, darum womöglich noch die
21 Moskauer Punkte in dieſer Richtung ausgebaut, dabei
können ſie die Zentraliſation in ihren eigenen Rei nicht

durchführen. Oder iſt das der Sinn einer Zentrali-
ation, wenn dafür andere BVezirke, wie Berlin und Leipzig

je 80 Delegierte, der Bezirk Halle 32, zugebilligt erhält.
Dab i hatte Magdeburg bei der Reichstagswahl 180 000

unabhängige Stimmen und Halle 305 000. Es kann ſich alſo
bis zum rteitag noch eine ſchöne Katzbalgerei entſpinnen
und die wird ihre Fortſetzung noch auf der Tagung ſelbſt

denn der Kampf um Moskau iſt nicht allein der Kampf
Geiſter, ſondern eben auch der Kampf um das Stimm-

recht auf dem Parteitag. Dieſer ſelbſt wird noch die Wahr-
heit des Wortes erweiſen, es iſt nicht alles Gold was glänzt
und glänzende Phraſen laſſen ſich eben auch nicht ſo ohne
weiteres in Gold ummünzen.

Wie du mir ſo ich dir.
Berlin, 20. Sept. Gegen die Wahl Dr. Löwenſteins zum

Ober-Stadtſchulrat von Berlin waren geſtern Proteſtver
von der Deutſchnationalen Volkspartei, der

eutſchen Volkspartei, der Zentrumspartei und den jüdiſchen
Religionsvereinen wurden alle Verſammlungen durch ein
Maſſenaufgebot von unabhängigen und kommuniſtiſchen Ele
menten geſtört und teilweiſe vereitelt. Es kam in den Ver
ſammlungslokalen, beſonders im Zirkus Buſch und im
Kriegervereinshaus in der Chauſſeeſtraße r wüſten Auf-
tritten und Prügeleien. An verſchiedenen Stellen mußte die
Sicherheitspolizei einſchreiten.

Tſchechiſche Kommuniſten gegen die Partei.
Aus Prag wird geſchrieben: Der Kampf in der Sozial

demokratiſchen Partei nimmt ſchärfere n an. Nach der
Gewalttat der Kommuniſten, die ſich der Druckerei des
„Pravo Lidu“ („Volksrecht“) bemächtigten, dort einen Ar
beiter und Redaktionsrat einſetzten und als Zenſor den
Schriftſteller Joan Olbracht, der aus Moskau zurückkehrte,
ernannten, trat heute der Vorſtand der Partei zuſammen
und faßte folgenden Beſchluß: „Der „Pravo Lidu“ wird ſo
fort einer anderen Druckerei übertragen. Die Redaktion
wird neu gebildet. Gegen di nigen, welche ſich des Eigen-
tums der Partei bemächtigt haben, wird gerichtlich vorge-
gangen.“

Die Kommuniſten erklären, daß ſie den Kongreß Ende
September trotz des Beſchluſſes der Parteivertretung,, ihn
zu vertagen, abhalten wo n, koſte es, was es wolle.

Die tſchechiſche ſozialdemofratiſche Parteileitung hat in
der Sitzung, in der ſie in den Rücktritt der parteigenöſſiſchen
Miniſter willigte und ihnen den Dank ausſprach, beſchloſſen,
daß nunmehr nach dem Ende der Koalition ein Grund für
ein Weiterbeſtehen einer organiſierten Rechten in der Partei
nicht mehr gegeben ſei und ſie darum liquidiere.

Woher haben die Jnſurgenten in Oberſchleſten Waffen?
Aus unterrichteten Kreiſen wird den „P. P. N.“ mitge-

teilt:
Die „Oberſchleſiſche Volksſtimme“ vom 12. September

veröffentlicht einen z bemerkenswerten Aufruf aus dem
„Los Prachy“ vom 22. Auguſt, einem Arbeiterblatt, welches
im polniſchen Jnduſtriebezirk erſcheint. Der Aufruf hat fol
genden Wortlaut:

„Zur Hilfe, Oberſchleſier! Oberſchleſien in Flammen!
Das arbeitſame polniſche Volk, das nur einen Fußbreit von
uns getrennt iſt, rächt das an ihm begangene Unrecht an den
Barbaren, die ſich Sicherheitswehr nennen. Unſere Brüder
erwarten von uns Hilfe. Jhnen fehlen Waffen und Muni-
tion. Sie brauchen Nahrung. Die Redaktion des „Los
Prachy“ fordert alle Leſer zur Sammlung von Geld und
Liebesgaben auf, die wir ſofort der Kommandantur in
Schoppinitz, mit der wir engſte Fühlung angeknüpft haben,
überſenden. Darum zur Hilfe den oberſchleſiſchen Brüdern!
Die Redaktion.“

Dieſer Aufruf wirft ein bezeichnendes Licht auf die Wege,
auf denen die polniſchen Jnſurgenten in Oberſchleſien ihre
Waffen erhalten.

nm-Butn Gimba's Miſſion in Europa

Eine Regergeſchichte von H. Thurow.
26. Fortſetzung. (Nachdruck verboten.)

„Der Krieg,“ begann der Vortragende, „hat uns enger als
je in Kontakt gebracht mit den primitiven Exoten unſeres
Geſchlechts. Danken wir dem Schickſal, nein, unſeren gro
ßen Strategen, daß ſie mit ihren Erfolgen auf den Schlacht-
feldern der Wiſſenſchaft ein neues Feld friedlicher Tätigkeit
eröffneten!“

Dann aber war der Geheimrat ſchon im tieferen Fahr
waſſer der objektiven Forſchung. Er ſprach über die Ent-
ſtehung des aufrechten Ganges in der Vorgeſchichte des Men
ſchen Weit ausholend, ließ er die Affenmenſchen aus dem
Dämmer der Geſchichte auftauchen und durch ſtete Neuorien-
tierung der Bedürfniſſe aus der horizontalen in die vertikale
Linie aufrücken. Und nun zerrte er die beiden vor ihm
poſtierten Demonſtrationsobfekte in den Vordergrund ſeines
Vortrages. An Butus breitem Rücken wies er die veränder-
lichen Belaſtungsverhältniſſe des Wirbels als ausſchlaggeben-
des Moment in der Gleichgewichtshaltung der großen Zwei-
füßler nach. Die ſchmale Kehrſeite der Affen aber erhärtete,
wo dieſer wunderbare Entwicklungsprozeß ſtecken geblieben
war. Es war ein höchſt bedeutender Abſtecher in das un
beſtimmte Land des homo primigenius, und im Verlauf der
geheimrätlichen Darlegungen blieb e Dutzend gegneriſcher
Hypotheſen zertrümmert am Wege liegen.

Butu hatte während der Vorleſung zunächſt geduldig ge
wartet, daß ſich der Faden der langen Belehrung abrolle.
Doch ließ ihn eine quälende Unruhe nicht ſo ſtill verharren,
wie man es von ihm gewünſcht hätte. Bisweilen richtete er
ſeinen hilfloſen Blick auf ſein armes Nebengeſchöpf, dem ſie
aus unerklärlichen Gründen ſo zugeſett hatten, daß nur die
dürren Knochen übriggeblieben waren. Konnte das nicht am
Ende auch ihm paſſieren? Wer wollte dieſe vielen Feinde
hindern, ihn ſchon morgen für ihre dunklen Zwecke ganz
aus der Hülle zu krempeln?

Seine Befürchtungen verloren ſich aber, als ihn nun die
Studenten umringten und aufmunternde Worte und Gebär-
den an ſeine Adreſſe verſchwendeten. Man zwickte ihn, wenn
auch mit einer gewiſſen Vorſicht, in die Oberarme, be nie dageweſener

Beſonders bemerkenswert erſcheint aber

dartn, daß, wie aus dem r u hervorgeht,
unter den Augen der Jnteralllierten mi eine pol
r Kommandantur in dem deutſchen Orte initz be

Kartoffeln für deutſche Männer.

Die Tat, aber auch die rippia der volksparteilich einge-
rahmten Reichsregierung iſt die ſinnloſe T unorganiſche
Zerſtörung der alten s Die Wahlagitations-phraſen häben die Herrſchaften entgegen ihrer beſſeren Ueber
eugung dazu gezwungen; die ahen zu zeigen. Ein volksparteili Blatt, der her

noverſche Courier“, muß mitteilen, daß Brennereien ſchon
c Kartoffeln für 80 Mark den Zentner aufkaufen, und

olgen beginnen ſich

elbſt die „Tägliche Rundſchau“ klagt, daß die VBauern minde
ens 30 Mark für den Zentner fordern.

Aber die Deutſche Volkspartei weiß Rat. Die Landes
gruppe Braunſchweig der Deutſchen Volkspartei wendet ſich
an das braunſchweigiſche Volk und offeriert ihm gnädig Kar
toffeln, den Zentner zu 20 Mark. Deutſchvolksparteiliche
Landwirte Braunſchwelgs haben in überſchwänglichem Pa-
triotismus 49 bereit erklärt, für dieſen Preis zu liefern.
Nur einen kleinen Haken hat die Geſchichte die Vermitt-
lung übernimmt nämlich die deutſchvolksparteiliche Partei
organiſation.

Nun ſagt man in Braunſchweig nicht mehr: mit Speck
ängt man Mäuſe, ſondern: mit Kartoffeln fängt man

ähler. Nicht mehr die dümmſten Bauern, ſondern die
trammſten Volksparteiler werden die dickſten Kartoffeln
aben. Es n nichts über den ſelbſtloſen Patriotismus

der Partei des nationalen Wiederaufbaues.
Eine internationale Handelsgeſellſchaft.

Chriſtianig, 20. S „Aftenpoſten“ meldet ausr daß die Gründung einer geren internationalen
rings- Kompagnie mit Aktionären in Deutſchland, Oeſter

reich, der Tſchechoſlowakei, England, Norwegen, Dänemark,
Schweden und Holland geplant wird. Das Hauptkontor ſoll
ſich in Altona befinden. Das Aktienkapital wird ſich auf 10
bis 15 Millionen Mark belaufen. Man rechnet damit, daß
das Unternehmen einen jährlichen Umſatz von etwa 500 Mill,
Mark haben wird.
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än.
Deutſche Schiffahrtskonferenz.

Am 15. und 16. d. M. traten in Berlin Vertreter der
Schiffahrt aller deutſchen Stromgebiete und aller Gruppen
einſchließlich der Kleinſchiffahrt zu Beratungen über die ge-meinſamen praktiſchen Kwrenſchiffahrtofe wen zuſammen

Die Beratungen erſtreckten ſich auf die in Vorbereitung be-
findliche Durchführung der Beſtimmungen des Friedensver-
trages, der die Abgabe von Schiffen oder Anteilen deutſcher
Schiffahrtsgeſellſchaften vorſieht, ferner auf die Eingliederung
der für die Schiffahrt und Waſſerſtraßenverwaltung zu bil-
denden Abteilung im Reichsverkehrsminiſterium, ſowie auf
die vorausſichtlichen Einwirkungen der Neuregelung der
Eiſenbahntarife auf die Binnenſchiffahrt. Die Beratungen
z'igten, in welch außerordentlich bedrohlicher Lage ſich diedeutſche Binnenſchiffahrt in allen Stromgebieten befindet wie

notwendig es iſt, die gemeinſamen wirtſchaftspolitiſchen
Fragen auch dieſes Gewerbes in engem Zuſammenarbeiten
mit den zuſtändigen Miniſterien durch eine kräftige Zentral-
organiſation zu behandeln. Die Bereitwilligkeit hierzu
wurde von den Vertretern aller Ströme einſchließlich der
Kleinſchiffahrt mit erfreulicher Einmütigkeit wiederholt zum
Ausdruck gebracht. Den allgemeinen Verhandlungen ſchloſſen
ſich Kommiſſionsberatungen mit dem Reichsverkehrsminiſte
rium über die Eiſenbahntariffragen in Detmold am 17. d. M.
an. Weitere Verhandlungen ſind für die nächſte Zeit über
die Organiſation der Schiffahrtsverbände im Reichsverkehrs-
miniſterium in Ausſicht genommen.

Vorarbeiten für Brüſſel
Nach der „D. A. Z.“ werden die Vorarbeiten für Brüſſel

der internationalen Finanzkonferenz jetzt getroffen, an der
weit über 30 Staaten beteiligt ſein werden. Deutſchland ſei
in durchaus korrekter Weiſe zur Konferenz eingeladen worden.
Mit Deutſchland weiſt die Konſerenz freilich auch noch keinen
völlig geſchloſſen n Kreis auf, denn es fehle Rußland.

er

taſtete feine Muskeln, gab ihm Zigarren und Streichhölzer.
Jn weſentlich zuverſichtlicherer Stimmung, als er den Saal
betreten hatte, verließ er ihn wieder.

Wie Butu, ſo wurden auch ſeine beiden Gefährten im
Zwinger bald für den wiſſenſchaftlichen Lehrbetrieb in Be
ſchlag genommen. Sie wurden anatomiſch, phrenologiſch und
linguiſtiſch (in bezug auf Knochenbau, Schädelgeſtalt und
Sprache) nach allen Richtungen durchforſcht. Jhre Schädel
wurden gemeſſen, die Reizbarkeit ihrer Nerven geprüft. Eine
Flut von Weisheiten rollte über ihre Köpfe hin. Sie kamen
dadurch auf den Einfall, daß ein unerſchöpflicher Vorrat ver-
borgenen Wiſſensmaterials in ihnen aufgeſpeichert läge, und
ſie ſtiegen ſehr in ihrer eigenen Achtung.

Der Umgang mit den Studenten verſchaffte ihnen allerlei
Vorteile. Jhr Aeußeres morderniſierte ſich. Butu trug jetzt
eine ſchottiſche Kniehoſe und vrauchte aus einer kurzen Ton
pfeife. Der Berber, der ſich Hadil nangate, ſpazierte mit einem
Kneifer herum. Vermittels eines Raſiermeſſers, das Butu
durch die Gunſt eines Wärters zugewendet wurde, und das
von einem engliſchen Gefangenen ſtammte, legten ſie ſich
gegenſeitig den Wald von Haar um, das in ſtruppiger Fülle
ihre Geſichter zu decken begann. Der Jnder aber las auf
einem Müllhaufen ein altes Schmierglas auf, mit deſſen
Reſtinhalt ſie ſich die Köpfe einrieben. So blinkte der Firnis
der Kultur friſch von ihrem braunen und ſchwarzen Stir-
nen. Den größten Teil der Tageszeit über wurden ſie
jetzt mit Erdarbeiten in den Anlagen des Botaniſchen Gartens
verwendet. Bei der geringen Sympathie, die ihnen der Tä
tigkeits zwang einflößte, war es ihnen nur angenehm, daß
die Studenten ſie gelegentlich abends auf kleinen Bummel-
zügen mitnahmen. Man paradierte mit ihnen im Wirtshaus
oder vor den Logiermüttern herum. Ein ſolcher Bummel, zu
dem zwei Medizinjünger Butu Simba einluden, endigte in
einer Stammkneipe. Hier ging es höchſt ausgelaſſen zu. Eine
Grazie mit kurzgeſchorenem Haar und gefärbten Lippen trug
mächtige Steinkrüge herbei. Jhr wurde Butu als RNeger-
fürſt vorgeſtellt, unter Aufzählung einer Reihe von Titeln
und Ländergebieten, die ihm gehören ſollten.

Dann floß das Bier in Strömen, und aus dern Reden
urdeutſche Bekenntniſſe. Deutſchland ſtand damals eben auf
der Höhe ſeiner militäriſchen Erfolge. Und die Ahnung

Ereigniſſe erfüllte die Köpfe.

Da war einer er repräſendierte die äußerſte Strammheit
im Geſäß und zwei breite Schmarren auf der Wange be-
kundeten ſeine kriegeriſche Natur der zog eine Fülle von
dröhnenden Schlagworten aus ſeinem Humpen und ſteckte
alle Völker und Raſſen, rote, weiße, gelbe und ſchwarze in
den germaniſchen Sack.

Die geſchorene Mamſell ſtand während dieſer und anderer
Reden mit verſchränkten Armen am Türpfoſten und muſterte
mit furchtſamen und zugleich ſpöttiſchen Blicken den ſchwarzen
Gaſt, der ihr vorkam wie ein Ungetüm der Fabel, das ſich
jeden Augenblick in ein anderes Weſen verwandeln konnte.

Butu war im Biertrinken noch ein Neuling. Ein Studio
zeigte ihm, wie es gewiſſermaßen ein Ehrenpunkt ſei, auf
einem Bein ſtehend einen vollen Krug in ſchlankem Zuge
zu leeren. Butu brachte das Kunſtſtück trotz gutem Willen
nicht fertig. Den rechten Fuß vorgeſtreckt, ſetzte er den Hum-
pen an und ſchwankte aus dem Gleichgewicht, einen Flecken
weißen Schaumes auf der ſchwarzen Naſe.

Unter ſchallendem Gelächter der Studenten ſank er auf
ſeinen Sitz zurück.

„Nicht einmal ſaufen kann erl“ tönte es vorwurfsvoll.
Und Tr fte doch einmal deutſcher Vizekönig von ganz Afrika
werden

Das Hirn wurde ihm ſchwer. Mit jedem Humpen, den ihm
die Kellnerin brachte, verlor er mehr und mehr den Zu-
ſammenhang mit der Umgebung. Jn ſeinen Ohren ſurrten
Worte, die für ihn ſinnlos waren.

Fichte der Cherusker kategoriſcher Jmperativ!
Auf einmal fühlte er eine weiche Laſt auf ſeinen Knien

Was war das? Er raffte ſich auf! Da ſah er mit halb um
lorten Augen die leichtfüßige Bierſpenderin, die ſich unter

dem urmunternden Gebrüll der anderen den Spaß gemacht
hatte, ſich ihm auf die Beine zu ſegtzen, jetzt aber ſchon
wieder davon gehüpft war.

Mit Anſtrengung ſuchte er ſich in den Dingen zurecht
zufinden. Schon aber kam wieder die Schwere. Der Kopf
ſank ihm auf den Tiſch, ſein Trommelfell aber erſchütterten
Worte, die aus den Reden hervorſprangen wie Wurfgeſchoſſe:
Blücher, Schopenhauer, Tannenberg und Schweinebande!

Das letzte Worte war das einzige, deſſen Sinn er noch
einigermaßen erfaßte. Nachher verſank er in einen von wü

Spektakel durchwogten
(Kortlenung folgt.
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Rob. Schmidt
Der hier ſchon mehrfach erwähnte Gutachtenband über

Ae Erneuerung des ialdemokratiſchen Programms iſt
dieſer Tage erſchienen. (Das Programm ver Sozialdemo
kratie. rſchiöge für ſeine Erneuerung. Berlin, Verlags-
buchhandlung „Vorwärts“.) Seinen vielſeitigen Jnhalt in
Zeitungsaufſätzen zu erſchöpfen, iſt natürlich unmöglich, ſo
daß die Anſchaffung und das gründliche Studium dieſes Buches
den Parteigenoſſen gar nicht genug v werden kann.
Einzelne Artikel ſind indes von ſolcher Wichtigkeit, daß es
für die Preſſe unmöglich iſt, an ihnen vorüberzugehen, dasilt ganz beſonders von den beiden Aufſätzen, die die früheren
ozialdemokratiſchen Reichswirtſchaftsminiſter, Gen. Robert
Schmidt und Wiſſell, geleiſtet haben denn ſie betreffen das
Kernproblem unſerer Tage.

Gen. Schmidt kommt zu dem Ergebnis, „daß als Ziel
des ſozialiſtiſchen 75 ramms die bisherige Forderung der
Verwandlung des kapitaliſtiſchen Privateigentums von Pro
duktionsmitteln in geſellſchaftliches Eigentum aufrechterhal-
ten werden muß“. Er bekennt ſich alſo als grundſätzlicher
Anhänger der Sozialiſierung, ohne indes im einzelnen zu
ſagen, wie das ſchwierige Werk in Angriff genommen und
vollendet werden ſoll. Mit beſonderer rfe wendet er
ſich gegen die Planwirtſchaft, von der er ſagt:

Ein ſehr kompliziertes Gebilde organiſatoriſcher Spinti
ſiererei, ganz für die Uebergangszeit zugeſchnitten tritt uns
in der Planwirtſchaft entgegen. Die Durchorganiſierung der
Induſtrien mit allen ihren Spezialfächern, der Zuſammen-
ſchluß in der Spitze, dem Dachverband, das Einſchachteln der
Unternehmer- und Arbeitervertretungen macht einem Kon-
truktionsbüro alle Ehre, iſt aber für die Praxis nicht ver
vendbar. Die Befürworter wollen vön einer Zentrale an-
zrdnen, wie und was produziert werden ſoll, welche Roh-
materialien vom Ausland eingeführt werden ſollen und wie
ſie zu verteilen ſind, welche Preiſe und Löhne feſtgeſetzt wer
den. Dieſer wirtſchaftliche Teil des Projekts intereſſiert uns
vor allem. e wir in der Jnduſtrie exportieren, kön-
nen wir über die Art der Warenproduktion nicht beſtimmen,
weil der Bedarf im Ausland ſchr wechſelt, wie nicht vorher
zu beſtimmen iſt und vor allem von der Preislage abhängt.
Daneben geben oft politiſche Einflüſſe, Perkehrsverhältniſſe,
eigene Unternehmungen im Ausland u. a. m. den Ausſchlag.
Ebenſo erſcheint der Verſuch, den Bedarf für das Jnland
von der Produktionsſtätte zu beſtimmen, vollkommen aus-
ſichtslos, weil der Verbraucher der beſtimmende Teil iſt. So
weit bisher der Rohſtoffbezug und die Verteilung von einer
Zentrale erfolgte wir haben ſolche Organiſationen
jaben ſie nur zu allzu regten Beanſtandungen geführt.
Die Beſchaffung von Rohſtoffen hat lange nicht die Schwie-
rigkeiten bereitet, wie man annahm, der langſame Gang in
der Wiedererſtarkung der Jnduſtrie iſt nahezu allein von der
Large Brennſtoffverſorgung abhängig geweſen. Wäre im
Jahre 1919 die Kohlenproduktion auf die e gekommen,
Leihie wir die glänzendſte Hochkonjunktur gehabt, die

eutſchland je geſehen hat. Die Planwirtſchaft ſcheint
mir am weiteſten vom h rogramm abzuirren,
e iſt eine mit philantropiſchem a vorgetragene, die
endenz der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsentwicklung nur an

der Oberfläche berührende, ſchwerfällige, utopiſtiſche Organi-
ſationsidee.

Jn einem folgenden Aufſatz über Die nächſte Wirt
ſchaftspolitik“ verteidigt nun Genoſſe Wiſſell den vom Ge
noſſen Schmidt ſo hart angegriffenen Gedanken der Plan-
wirtſchaft. Er führt aus, daß die November- Revolution
eine ſozialiſtiſche Revolution war und ſein konnte, ſondern
daß ihr Verdienſt ſich darauf beſchränkt, die l
Herrſchaft endgültig gebrochen zu haben. Als Grund dafür
führt er u. a. folgendes an:

n Auch wenn die ſehr maßgeblichen Gründe außenpoli-
s tiſcher Art außer Betracht bleiben, insbeſondere die Tat-
r jache, daß das deutſche Volk auf die Nahrungsmittelunter-

ſtützung und die Rohſtofflieferungen des kapitaliſtiſchen Aus
ch landes angewieſen war, ſo war das Proletariat infolge

mangelnder theoretiſcher Vorbildung, auch ſeiner Führer und
Nacht infolge des Mangels an Kenntniſſen und Leiſtungsvermögen

Lctriebstechniſcher, L und kaufmänniſcher Art,
auch der Oberſchicht des Proletariats, die Füh-J rung der Produktion in die Hand zu nehmen.
Auch heute beſtehe die zur unmittelbarenwirtſchaftlichen und politiſchen Machtergreifung durch das

n Sont] Proletariat nicht. Seine Hoffnungen müßten auf das Maß
I vall des Erreichbaren zur werden. Erreichbar ſeien
nas J beſondere Formen und Organiſationen der neuen Wirt-
e geſt (haft“, die die ſozialiſtiſche Ordnung im Schoße der kapitali
nen. E
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iſchen heranreifen laſſen. Solche beſondere Formen ſieht
nun Wiſſell in der von ihm empfohlenen Planwirtſchaft.
Es handle ſich um ein Proviſorium, auf deſſen Entwicklungs
wege und bei zunehmender Verminderung des Privateigen-
tums die bürgerliche Klaſſe und ihre Klaſſenintereſſen immermehr dahinſchw

Ausland.

Moskauer Funtſprüche.
NMoskau, 20. Sept. (Durch Funkſpruch.) Der ruſſiſche
deeresbericht vom 19. Sept. beſagt: Jm Abſchnitt Kobrin
werden hartnäckige Kämpfe mit wechſelnden Erfolgen fort
ſebrt wobei wir S erbeuteten. Jm Ab-e, an chnitt Rowno finden blutige Kämpfe mit dem vordringenden

di Feind ſtatt. Jm Abſchnitt Dubno kämpfen unſere Truppen
ränze I tapfer mit dem Feinde, der im Nordweſten von Dubno vor-

ückt. (Der nächſte Satz, der ſich auf Tarnopol bezieht, iſt
rerſtümmelt.) Jm Krimgebiet, im Abſchnitt Orechow, dauern
die Geferhte mit der feindlichen Artillerie an.

Moskau, 19. Sept. (Durch Funkſpruch.) Nach hier ein-
i getroffenen Meldungen ſind in Oſtgalizien Aufſtände aus

gebrochen. Die Aufſtändiſchen haben in den Karpathen ſtarke
Streitkräfte konzentriert und verſuchen die Bahnlinie Lowotſchnja-Str T Stanislawow g beſetzen. Die Aufſtän
diſchen ſtzen überall ukrainiſche Verwaltungen ein.Moskau, 19. Sept. (Dur Funtſpruch) Der Kongreß
der Oſtvölker hat einſtimig beſchloſſen, einen „Rat für Pro
aganda im Oſten“ zu bilden.

Was ein lettiſcher Miniſter meint.

Riga, 20. Sept. (OE.) Der lettländiſche Miniſter des
Auswärtigen, Meierowitſch, hat die Vertreter der polniſchen
Preſſe, welche in Begleitung de polniſchen Friedensdelegation
i
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Sozialiſierung und Planwirtſchaft.

inden würden, während die Geſellſchaft eine

und Wiſſell.
immer mehr klaſſenloſe Struktur annähme. Dazu aber ſei
e ein Zuſammenarbeiten von Bourgeoiſie und Prole-
arjat notwendig, bei dem das Proletariat immer mehr die

Reife gewinnen werde, um die Herrſchaft über die Wirtſchaft
in ſeine eigene Hand zu nehmen. So empfiehlt er den vom
Staat geleiteten organiſatoriſchen Zuſammenſchluß der Pri-
vatinduſtrien als den Mittelweg zwiſchen der freien Wirt

die nicht mehr, und der ſozialiſtiſchen Wirtſchaft, die
noch nicht möglich iſt. Nach Widerlegung der gegen die
Planwirtſchaft erhobenen Vorwürfe im einzelnen führt er
zum Schluß zuſammenfaſſend aus:

Vom Standpunkt des Proletariats aus liegt aber die
Hauptaufgabe der Planwirtſchaft darin, daß ſie die hohe
Schule des Proletariats in der Wirtſchaftsführung darſtellt.
Angefangen bei den Betriebsräten, über die Arbeitsgemein-
ſchaften bis zum Reichswirtſchaftsrat bietet ſie dem Prole-tariat eine acht Ausbildung, welche die Arbeiterklaſſe
allmählich „zur Sozialiſierung reif“ machen wird. Ent-
re gend den Fortſchritten auf dieſem Erziehungswege wird
die Arbeiterklaſſe Stück um Stück die kapitaliſtiſchen Reſte
in der Planwirtſchaft beſeitigen. Schon die Umbildung der
Kartellform in die Truſtform iſt ein Schritt vorwärts 87
Sozialiſierung. Von der jeweiligen politiſchen Machtfülle
Proletariats hängt es ab, in welchem Tempo es ihm gelingt,
den Grad ſeiner Reifung in der wirtſchaftlichen Geſetzgebung
und Verwaltung auszuprägen.

Das Ausland geht uns auf dem Wege wirklicher Plan
wirtſchaft ſchon voraus. Jm engliſchen Gildenſozialismus ſind
die Anfänge deutlich ſichtbar. Und neuerdings geht auch
Rußland dieſe Wege in ſeiner Wirtſchaft.

Zum Schluß ſei ausdrücklich wiederholt, daß die Plan-
wirtſchaft ſich durchaus nicht anmaßt, letzte Löſung des ſoziali-
ſtiſchen Problems zu geben. Sie iſt ſich vielmehr völlig be-
wußt, lediglich eine vorbereitende Dienerin des Sozialismus
zu ſein und ihm im Sinne von Marx die Wege dadurch zu
ebnen, daß ſie die Dinge ſozialiſterungsreif zu machen hilft.
Sie ſtellt auf Grund der praktiſchen Erfahrungen der letzten
Jahrzehnte die Eigentumsfroge ſolange zurück, bis ſich, wie
ſie hofft, aus der organiſatoriſchen Vollendung der Wirtſchaft
und aus der aus der zunehmenden Einſicht des Proletariatsin die wirtſchaftlichen Zuſammenhänge ſchließlich die Mög-
lichkeit ergibt, mit einem großen Schlage das Eigentum an
den Produktionsmitteln aus der privaten in die ſozialiſtiſche
Form zu überführen.

Dies iſt in kurzen Zügen das wirtſchaftliche Programm
einer zu praktiſcher Arbeit bereiten, ſozialdemokratiſchen Par
tei für die noch vor uns liegende Wirtſchaftsperiode. Wir
ſind nicht mehr in der Lage der Männer von 1891, über den
Wirtſchaftsbau der Zukunft und die Wege zu ihm nur in
abſtrakten Sätzen zu reden. Weil wir heute den Weg klarer
vor uns ſehen und weil wir in der verzweifelten Lage des
Volkes, die der verlorene Krieg gebracht hat, die nicht abzu
lehnende Mitverantwortung dafür tragen, daß die noch zu
durchſchreitende Wegſtrecke auf dem kürzeſten Wege in einer
des Volkes Kräfte ſchonenden Weiſe beendet wird, müſſen wir
wiſſen, was wir zu tun haben. Das Endziel bleibt die „für
und durch die Geſellſchaft betriebene Wirtſchaft“ mit Ueber-
führung des privaten Eigentums an den Produktionsmitteln
in das Eigentum von Organen, die die Geſllſchaft präſen-
tieren. Der Weg dazu führt über die vorläufige Arbeitsge-
meinſchaft von Bourgeoiſie und Proletariat in der planmäßig
organiſierten Wirtſchaft. Mit zunehmender Reife wird das
Proletariat ein Fort der kapitaliſtiſchen Poſition nach dem
anderen erobern bis zur reſtloſen Ueberwindung.

Die Einandergegenüberſtellung der Auffaſſungen Schmidts
und Wiſſells zeigt die ganze gzöſ des Problems, deſſen
Löſung für die Arbeiterklaſſe und für die ganze Menſchheit
von ſo ungeheurer Tragweite iſt. Die Stärke der Wiſſell-
ſchen Poſition beſteht darin, daß uns hier ein klar um-
ſchriebener Weg gezeigt wird, während ſich Schmidt auf dasFeſthalten am ateliſtſchen Endziel beſchränkt, ihre Schwäche

darin, daß ſie unmittelbar kein Ziel gibt, daß die Phantaſie
beſchwingt und zu höchſten Willensleiſtungen anſpornt, ſon-
dern nur eine Summe von organiſatoriſchen Maßnahmen,
deren Einzelheiten der Kritik naturgemäß manche Angriffs-
flächen bietet.

Jndes, wenn man ſich darüber klar iſt, daß zunächſt nur
die reifen“ Betriebe zu ſozialiſicren ſind, was auch
die Unabhängigen nicht beſtreiten, ſo muß man ſich auch klar
darüber werden, wie die Verbindung zwiſchen ſozialiſierten
und nicht ſozialiſierten Betrieben herzuſtellen iſt und welche
Uebergangsmaßnahmen für die letzteren in Betracht kommen.
Denn ein unvermitteltes, zuſammenhangloſes Nebenein-
anderſtehen von ſozialiſtiſch und kapitaliſtiſch verwalteten
Wirtſchaftsgebieten iſt nicht gut. denkbar und praktiſch un
möglich. Es wird die Aufgabe der vom Parteitag zu wäh-
lenden Programmkommiſſion ſein, die Grenzen der derzeit
möglichen Sozialiſierungen abzuſtecken und darüber hinaus-
ſchreitend wird ſie dem Problem der Planwirtſchaft nicht aus
dem Wege gehen können.

Ruſe ſtets gegen zwei Feinde (7), gegen Deutſchland und
Rußland gleichmäßig gerüſtet ſein. Aus dieſem Grunde ſei
ein enger Zuſammenſchluß der Randſtaaten erforderlich. Von
polniſcher Seite werden die Worte des Miniſters dahin ge-
deutet, daß Lettland aus ſeiner Zurückhaltung gegenüber dem
polniſchen Plane eines Randſtaatenbundes, unter gang
Polens, nunmehr hinauszutreten gewillt ſei. Jndeſſen ſtehen
dieſe neueſten Erklärungen des lettländiſchen Außenminiſters
in Widerſpruch mit einer Aeußerung, die derſelbe Miniſter
bei anderer Gelegenheit gegenüber dem Vertreter des „Oſt-
Expreß“ getan hat. Damals ſagte der Miniſter, ein polniſch-
lettländiſches Bündnis ſtoße dadurch auf Schwierigkeiten, daßdie außenpolitiſchen Jntereſſen Polens und Lettlands in

Zukunft verſchieden geartet ſein würden. Während die
außenpolitiſche Front Polens hauptſächlich gegen Weſten, d. h.
gegen Deutſchland gerichtet ſein werde, müſſe Lettland zu
künftig vor allem nach Oſten hin, d. h. gegen Rußland auf
der Hut und gerüſtet ſein.

Ruſſiſche Verhandlungen mit Norwegen.
Chriſtiania, 20. Sept. Litwinow überreichte in der

vorigen Woche der norwegiſchen Regierung einen Vorſchlag
u einem Handelsabkommen und verlangte dabei auch das
echt der offiziellen diplomatiſchen Vertretung in Norwegen.

Ebenſo ſollten die Volſchewiſten das Recht haben, eine Han
delsabordnung dorthin zu entſenden. Wie „Tidens Tegn“meldet, hat be norwegi v jetzt auf den ruſſiſchen
Vorſchlag geantwortet. Sie gewährt nur die Handelsver-

enzte Zahl der Handelsdekegkerten nach Norwegen zu end
enden. Sie verlangt, daß die Mitglieder der Delegation ſich
jeder bolſchewiſtiſchen Agitation in Norwegen enthalten. Dem
geforderten Durchgangshandel durch Norwegen nach Ruß
land ſtimmt die norwegiſche Regierung nicht zu.

Aus Jugoſlawien.
BVelgrad, 20. Sept. (Südſlaw. Preſſebüro.) Miniſter

präſident Trumbitſch erklärte in der Kammer, daß die Ver-
handlungen in der Adriafrage bisher erfolglos geblieben
ſeien. Jugoſlawien werde die Unabhängigkeit von Fiume
nicht anerkennen. Die ferner, daß bei der
italieniſchen Rgierung der gute Wille beſtehe, die Verhand-
lungen über die Verteilung der öſterreichiſchen und ungariſchen
Handelsflotte fortzuſetzen und zu beenden.

Belgrad, 20. Sept. (Südflaw. Preſſebüro.) Die Kammer
hat den Friedensvertrag mit Oeſterreich angenommen.

Gewerſchaftliches.

Verbandstag der Eiſenbahner.

Als Korreferent zu den Beamtenfragen ſprach Beetz
Karlsruhe. Er forderte Anpaſſung des Gehaltstarifs an den
Reichslohntarif unter Berückſichtigung des Leiſtungsprinzips und
wies den zurück, als wolle der Verband die Beamten in
ihren Penſionsbezügen ſchädigen. Das Ecsgenteil ſei der Fall.
Es ſoll ein beſſeres Ruhegehaltsſyſtem unter Einbeziehung der
Arbeiter geſchaffen werden. enn auch das Reichsbeſoldungsgeſetz
Fratze bringt, ſo genügen ſie den untern Beamten doch nicht.
Früher ſtand die Beſoldung der untern und höhern Beamten im
Verhältnis wie 1 zu 10, heute wie 1 zu 4. Fin Fehler ſei vox
allen Dingen der gleichmäßige bewegliche Teuerungszuſchlag von
50 Prozent. Ebenſo ſeien 13 Gruppen noch zuviel, 6 dürften voll-
ſtändig ausreichen, und zwar 2 für die untern, 2 für die mittleren
und 2 für die höheren Beamten. Zum Schluß ſagte der Redner,
daß auch die höheren Beamten zum Proletariat gehören.

Das Vorſtandsmitglied Kotz ur trat den Ausführungen von
Beetz entgegen. Die Vorſchläge des Korreferenten ſeien ver-
früht und heute noch nicht zu verwirklichen. Der Verband habe
unter den größten Schwierigkeiten an der Geſtaltung der Brſol-
dungsreferm mitgewirkt und ſei dabei oft über die Vorſchläge von
Beetz hinausgegangen. So habe er z. B. dafür gewirkt, daß der
Begriff obere, mittlere und untere Beamte beſeitigt wurde. Auch
bei dem beweglichen Teuerungszuſchlag habe er gefordert, daß für
die untern Veamten 60, für die mittleren 50 und für die höheren
40 Prozent feſtgeſetzt werden ſollten. Selbſtverſtändlich wird das
Geſetz noch verbeſſert werden müſſen, damit alle Beamten, die eine
gleichartige Tätigkeit ausüben, auch gleiche Bezahlung erhalten.

Der Vorſitzende Scheffel nahm Veranlaſſung, die Bericht-
rſtattung einiger Tageszeitungen zu kritiſieren. So habe z. B.
die Dresdner Unabhängige Volkszeitung eine Entſchließung zum
oberſchleſiſchen Abſtimmungskampf veröffentlicht zu einer Zeit, als
ſie den Delegierten noch gar nicht vorlag und in der veröffentlichten
Form auch nicht vorgelegt werden wird. Trotzdem bringt die
Zeitung folgenden Schlußſatz: Die Reſolution iſt noch nicht ange
nommen, dürfte aber ſicher die Zuſtimmung des Verbandstages
finden. Das trifft den Kern der Frage.“ Aehnliche Entgleiſungen
ſeien auch noch in andern Tageszeitungen zu finden.

Zur Betriebsrätefrage legte der Vorſtnd eine Ent-
ſchließung vor, in der gefordert wird:

1. volle Anerkennung und Ausbau der gewählten Betriebs-
räte;

2. beſchleunigte Herbeiführung einer entſprechenden Vertre-
tung für die Beamten durch Wahl von Beamtenräten:

3. das Recht der gemeinſamen Jntereſſenvertretung für Be
amte und Arbeiter;

4. volles Mitbeſtimmungsrecht für die Betriebs- und Beam-
tenräte auf allen Gebieten der Produktion des Betriebes
und der Verwaltung nach den in den Jenger Richtlinien
feſtgelegten Grundſätzen

5. die Uebernahme aller durch die Wahlen, die Tätigkeit und
die Ausbildung der Betriebs- und Beamtenräte entſtehen-
den Koſten durch die Verwaltung.

Die Entſchließung wurde eingehend durch Wiech mann vom
Hauptvorſtand begründet. Er führte aus, daß die Betriebsräte-
fragen ohne parteipolitiſche Rückſichten gelöſt werden müſſen. Zur
Umgeſtaltung der kapitaliſtiſchen Wirtſchaf!sweiſe müſſen die Be-
triebsräte genügend aus und durchgebildet werden. Auf dieſem
Gebiet ſteht uns noch eine große Arbeit hevor. Die Generalver-
ſammlung wird dem Vorſtand kaum den Vorwurf machen können,
daß er in der Betriebsrätefrage nicht genügend gearbeitet hätte.

Als Korreferent ſprach hierzu Kammerer, München. Das
Reſerat behandelte im weſentlichen eine Wiedergabe der von den
Münchner Betriebsräten aufgeſtellten Richtlinien. Jhm trat in
ſehr wirkungsvoller Weiſe Hatj e. Hamburg, entgegen. Kam-
merer habe nichts Neues in ſeinem Korreferat ausgeführt, ſondern
nur Paragraphen verleſen. Er hob hervor, daß die politiſchen Ar-
beiterräte beſeitigt wurden, weil ſie nicht imſtande waren, die Pro-
duktion zu heben. Das politiſche Syſtem kann zuſammenbrechen,
nicht aber das Wirtſchaftsleben. weil das gleichbedeutend wäre
mit dem Zufſammenbruch Deutſchlands überhaupt. Wenn wir
unſere Betriebsräte genügend durchbilden und ſie mit dem ge-
nügenden wiſſenſchaftlichen Rüſtzeug verſehen, dann werden wir
in der Lage ſein, den Sozialismus herbeizuführen.

Ein Schlußantrag wurde in namentlicher Abſti t ung mit 127
gegen 119 Stimmen abgelehnt. Rach beendeter Dislvſſion und den
Schlußwor!en von Kammerer, München, und Hatje, Hamburg, er
hielt Breunig vom Hauptvorſtand das Wort zum Beamten-

P rätegeſetz. Er betonte, daß der Verbandstag die höchſte Jn-
ſtanz ſei, deren Beſchlüſſen ſich die Delegierten unterzuordnen hät-
ten. Er beſprach weiter die vom Vorſtand vorgeſchlagenen Ver
beſſerungsanträge zum Entwurf eines Beamtenrätegeſetzes und
ſchlug vor, alle Anträge zu der Betriebs- und Beamtenrätefrage
der vom Vorſtand zum Oktober einberufenen Betriebs- und
Beamtenrätekonferenz zu überweiſen. Die Generalver
ſammlung ſtimmte dem zu. Aus den Ausführungen von Hatje
und Kammerer iſt noch bervorzuheben, daß der Verband die Drei-
teilung in untere, mittlere und höhere Beamte bei den Beamten-
rätewahlen verurteilt.

Der Vorſitzende Scheffel erklärte im Namen des bisherigen
Vorſtandes, daß der Verbandstag die kommuniſtiſchen Quertreibe-
reien in der Gewerkſchaft unterbinden muß. Er appellierte an das
Verantwortlichkeitsgefühl der Delegierten und machte davon die
Wiederannghme von Aemtern ſeitens der bisherigen Vorſtandsmit-
glieder abhängig.

Loew Saarbrücken, ſchilderte die Vorgängeim Saar-
gehiet, die zu dem Beamtenſtreik geführt haben. Die Regie
rungskommiſſion habe wiederholt in die Koalition der Beamten
und Arbeiter eingegriffen. Sie wollte auch nicht verhandeln, ſon
dern ſich die Wünſche vortragen laſſen. Das hat zu dem großen
Poamtenſtreik geführt. Er bat die Generalverſammlung, die
Fiſenbahner des Saargebietes in ihren ſchweren Kämpfen zu
unterſtützen.

Durch einen Schlußantrag wurde die Diskuſſton über den Ge-
ſchäftsbericht beendet. Die Vorſtandsmitglieder Dräger und
Kotzur verzichteten auf das Schlußwort. Vorſitzender Schef
fo l beſchäftigte ſich in ſeinem Schlußwort hauptſächlich mit den
Vorgängen in der Berliner Ortsverwaltung und warf dieſer vor,

bindung mit Rußland, geſteht je den Ru gwiſe4
diplomatilche zu und exteilt die Erlaubnis, eine be

dauernd en die g n er r Je zu rJm übrigen ſei es ihm in ſeinem ußwort le worden, denn es ſei hei den Korreferaten ni Dr.
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geweſen, oh es ſich um ein Referat oder ein Korreferat handelre.
Eine Ausnahme habe Kammerer gemacht, der ſeine Ausführungen
der Tagung hätte erſparen können. Wir haben alles getan, um
das wirtſchaftliche Räteſyſtem auf die Höhe zu bringen. Es iſt nicht
unſfre Schuld, wenn der Zentralrat ſo jämmerlich verſagt hat.
Trotzdem haben wir immer wieder verſucht durch Anerkennung
eines 2. Zentralrates und durch Ausbau der Betriebsräteabteilung
unſre Mitglieder zu befriedigen. Bezüglich der einzuſetzenden Lohn-
kommiſſion wünſchte Scheffel, daß die ſchärfſten Kritiker hinein
gewählt werden, damit ſie beweiſen können. daß ſie es anch nicht
beſſer machen als der Vorſtand. Beetz habe geſagt. wir ſollten
aus den 13 Gruppen der Beſoldungsordnung in diktatoriſcher Form
ſechs Beſoldungsgruppen ſchaffen. Redner bezweifelte, daß die
Beamten damit einverſtanden ſein werden. Schließlich forderte er
in den Verſammlungen mehr Rückſicht auf die Kollegen aus der
Beamtenſchaft und verlangte, daß den Mitgliedern mehr Sinn für
Re Wirklichkeit beigebracht wird.

Dann erhielt das Wort der Vorſitzende Brunner zu ſeinem
Vortrage: Der organiſatoriſche Aufbau des Ver-
hbandes. Er gab zunächſt einen geſchichtlichen Abriß über die
Entwicklung der gewerkſchaftlichen Organiſaftionen. Wenn wir
die Einheitsorganiſation für Arbeiter und Beamte die uns die
Entwicklung göbracht hat, erhalten wollen, dann müſſen wir be
ſondre Soktionen ſchaffen und zwar: a) Betriebsarbeiter, b) Werk-
kättenarbeiter, Fahrbeamte, d) techniſche Beamte, ſtationäre
Beamte. Die Statufenberatungskommiſſion habe dem noch eine
Jugendſektion hinzugefügt.

Zu dieſem Punkt nahm der als Gaſt anweſende Vorſitzende des
Deutſchen Transportarbeiterverbandes Schumann das Wort
und empfahl unter dem großen Beifall der Verſammlung die Zu-
ſammenfaſſung der geſamten Arbeiter, Ange-
tellten und Baamten der Verkehrsgewerbe zu
riner großen Arbeitsgemeinſchaft. Unter den
tachfolgenden Diskuſſionsrednern ſprach ſich Höl z1, Landshut,
für den Anſchluß des geſamten Poſtperſonals an den Deutſchen
Eiſenbahnerverband aus. Auch die Zeit wird kommen. wo das
Pofſtperſonal bei allen einzuleitenden Bewegungen gebraucht wird.
Harum empfiehlt es ſich, gemeinſam mit ihm eine einheitliche Be
triebsorgamiſation zu ſchaffen.

Ein Antrag Ul rich, Berlin, zunächſt den Bericht der Be-
ſchwerdekommiſſion entgegenzunehmen, weil der Vorſtandsvertreter
die Verhandlungen abgebrochen habe, wurde abgelehnt. Einſtim-
mig gelangte folgende Entſchließung zur Annahme:

„Die außerordentliche Generalverſammlung des Deutſchen
Eiſenbahnerverbandes in Dresden wolle beſchließen:

1. Das in den Verkehrsbetrieben des Reiches, der Länder, Pro
vinzen, Gemeindeverbänden und der Gemeinde beſchäftigte
Perſonal ſowie das Perſonal der privaten Verkehrsbetricbe
iſt zu einer Junduſtrieorganiſation zuſammen-

ſchließen. 2Für die Uebergangszeit iſt eine Arbeits gemeinſchaft
u bilden. Der Hauptvorſtond wird beauftragt, ſofort mit demLranspoctardetterverbans zwecks Gründung einer Arbeits

gemeinſchaft in Verhandlungen einzutreten.
3. Zu dem gleichen Zwecke an alle übrigen Berufsorganiſationen

der Verkehrsarbeiter, Angeſtellten und Beamten heranzu-
treten.
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Verbänden eine einheitlü n des Poſt undTebegraphenperſonals ſowie Perſonals her Klein und
Privatbahnen herbeizuführen. Dieſe Arbeitsgemeinſchaft ſoll
den Namen Deutſcher Verkehrsbund“ führen.

5. Die an der Arbeitsgemeinſchaft beteiligten Organiſationen
ſind alsbald in ſelbſtändige Sektionen der Jnduſtrieorgani-
ſation des Verkehrsweſens umzubilden.

6. Dieſe Entſchließung iſt als Einleitung auf der erſten Seite
der Satzungen aufzuwehmen.“

Mit der Annahme dieſer Entſchließung iſt die Organiſation
des Verkehrsperſonals in ein neues Stadium getreten. Die Macht-
verhältniſſe dürften ſich durch die Zuſammenfaſſung in dem großen
ſie Wenn Verkehrsbund“ weſentlich zugunſten des Perſonals ver

eben.
Zur Statutenberatung hatte der Vorſtand einen Entwurf vor-

gelegt, der in einer dreitägigen Beratung von der dazu eingeſetz-
ten Statutenberatungskommiſſion behandelt wurde. Der Vorſchlag
der Kommiſſion, in den S 2 eine Faſſung hineinzubringen, nach
der der Verband auf dem Boden des Klaſſenkampfes ſteht und
ſein Ziel, die Beſeitigung der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe iſt,
wurde abgelehnt. Die Beiträge betragen künftig in 2 Klaſſen
2 Mk. und 2,50 Mk. Daneben ſind 2 Klaſſen zu 50 Pfg. und 1 Mk.
vorgeſehen und zwar 50 Pfg. für die Altpenſionäre und Jnvaliden
wwnd 1 Mk. für Lehrlinge und Jugendliche bis zum vollendeten
16. Lebensjahre. Zu den Unterſtützungseinrichtungen iſt eine Er
werbsloſenunterſtützung hinzugekommen, nach der im Falle von
Krankheit oder Arbeitsloſigkeit Unterſtützung bis zum Betrage von
420 Mk. in einer Unterſtützungsperiode gewährt wird. Die Unter
ſtützung in Todesfällen hat eine Acnderung inſofern erfahren, als
es Mitgliedern, die bei ihrem Eintritt in den Verband auf Er-
werbsloſenunterſtützung verzichten, das Sterbegeld in allen Fällen
um 100 Prozent erhöht wird.

Die Vorſtandswahlen zeitigten folgendes Ergebnis: Vor
ſizende Scheffel-Berlin, Bern harde Mannheim, Koßur
Berlin. Kaſſierer: Dräger- Berlin. Beſoldete Sekretäre:
37 Pr- Breunig- Berlin. Jochade-Berlin,Kaulfuß-Berlin, Thielemann-Berlin, Wenzel-Leip-
zig. Unbeſoldete Vorſtandsmitglieder: Feddern-Hamburg,
Eyſen-Köln, Gückel- Hannover Hage-Halle, Kuhnke-
Berlin, Hermann RNürnberg, Richter-Leipzig, Spian
ner-München, Schacher- Erfurt, Schaffer- Breslau.

Als Ort des nächſter Verbandstages wird München be-
ſtimmt.

Zur Beſoldungsreform wurde nach entſprechender Begründung
durch das Vorſtandsmitglied Kotz ur beſchloſſen. dem Reichs
finanz- und Reichsverkehrsminiſterium folgendes dringliche Tele-
gramm zu übermitteln:

„Verzögerung der Vorſchußzahlung hat in Bayern große
Erregung ausgelöſt. Arbeitseinſtellungen werden angedroht.
Generalverſammlung des Deutſchen Eiſenbahner- Verbandes er-

auf ſchnellſtem Wege Vorſchußzahlung veranlaſſen zu
wollen.“

Ebenſo wurde beſchloſſen, den genannten Miniſterien und dem
Reichstag drei Entſchließungen zuzuſtellen, in den gefordert wird:

1. Eine Verbeſſerung des dem Beſoldungsausſchuß des Reichs
tages vorgelegten Referentenentwurfes nach den Vorſchlägen
der Verbandsvertreter;

4. Die Unterhandlungen ſind derart zu beſchleunigen, daß die 2. die ſofortige Verabſchiedung des dem Reichstage vorgelegten

un e h i r h w.rbeiterwitwen u „waiſen gefordert, undz. zur Regelung der Sinkommensverhältniſſe der Diätare, Aus
gleichszulagen den Satzungen des Reichslohntarifes an
alle Diätare, die bisher noch unberückſichtigt geblieben ſind.

Mit einem Schlußwort des Vorſitzenden Scheffel, in dem
dem bisherigen Vorſitzenden Brunn er der Dank für ſeine jahre
lange Tätigkeit ausgeſprochen wird, wurde der Verbandstag ge

Aus üller Welt.
Berlin, 20. September. Eine große Diebesbande

verhaftet. Sonntag wurden fürf Mitglieder der ſechsköpfigen
Bande, die kürzlich der 134-Millionen Diebſtahl bei der Vulkan
Werft-Stettin verübten, verhaftet. Haupttäter ſind zwei Ge- Ruuman
brüder Klepzig aus Cöpenick. Bei einer Durchſuchung Woh
nung des Vaters der Gebrüder Klepzig wurde eine Viertel Million
Mark bares Geld gefunden und beſchlagnahmt. Alle Verhafteten Hall
waren Mitglieder der kommuniſtiſchen Kampforganiſation.

Karlsruhe, 20. September. Zugzuſammenſt o reFriedrichsthal fuhr nachts ein von h nach Friedr hohe W
fahrender üterzug auf einen in der Station haltenden Güter
zug. Drei Eiſenbahnbedienſtete wurden getötet, einer wurde ſchwer
verletzt. Der Durchgangsverkehr Mannheim- Karlsruhe wird über
Bruchſal umgeleitet.

SÜ;*aaaaaaaeeeeeeennLebensmittel-Kalender.
Städtiſcher Verkauf von Kerzen, Bratfett, trakt,

Trockenei, Roßgulaſch o Fleiſch und Wurſtkonſerven in der
Talamtſchule, am Mittwoch, den 22. September 1920. Zugelaſſen
r Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine mit den

ummern 48 001 bis 53 000 vormittags von 8 bis 12 und die Jn-
haber der Nummern 53 001 bis 57 000 nachmittags von 2 bis 6
Uhr. Gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines Wnnen an jeden J Par
Haushalt vier Kerzen züm Preiſe von 4,50 für vier Stück, ferner et di
an jede Perſon eines Haushaltes Pfund Bratfett zum Preiſe t
von 6 Mk. für das halbe Pfund, 1 Doſe Malzextrakt zum Preiſe Polt von
von 4,30 Mk., 50 Gramm Trockenei (Erſatz für 5 Eier) zum Pre deschan
von 4 Mk. und eine 1-Kilodoſe Roßgoulaſch zum Preiſe von 11 Penigen,
oder eine WKilodoſe Fleiſch und Wurſtkonſerven zum Preiſe von uch alle
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Deputie:
Senat u
erleſen,
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Der Juſ
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3 Mk. abgegeben werden. Die Roßfleiſchkonſerven ſind auf dem
ſtädtiſchen Schlachthofe und unter ſtädtiſcher Aufſicht hergeſtellt
worden. Abgezähltes Geld iſt bereitzuhalten.

Der Verkauf von Quark erfolgt am Mittwoch auf den Ab-
ſchnitt 48 für die eingetragenen Kunden bei den Milchhändlern
Krebs, Lerchenfeldſtr. 22, und Wetzel, Kelknerſtr. 8. Auf jeden
Abſchnitt wird 26 Pfund Quark zum Preiſe von 1,28 Mark ab

Die abgetrennten Abſchnitte ſind bis Freitag, 24. Sept.
abzuliefern.

vH=SääavvSGGou wonnenVerantwortlich: Für Politik, Parteinachrichten und Gewerkſchaftliches Paul
Täumel; für „Aus dem Stadtkreis* und Feuilleton Willi Lanzkez für

Provinz und den übrigen redaktionellen Teil K. Garbez für die Jnſerate
Druck und Verlag der VolksſtimmeArbeitsgemeinſchaft in aller Kürze verwirklicht wird. Jns- Geſetzentwurfes betr. Ergänzung und Regelung von Bezügen j Wilhelm Herzig, ſämtliche in Hallebeſonders a e an der Arbeitsgemeinſchaft beteiligten der eamtenpenſionäre. Beamtenwitwen und waiſen. G. b. m. H. zu Halle. Gr. Urichſtr. 27. M

Um Zweifel zu deſe tigen, gibt das Abwicgtlungsamt 2 Parpapernaue ies E. I. un e szureichen waren und nach genanntem Termin einlaufende Verein Halle d. Mittwoch, den 22. Sept, te Präſ
m x re r d (Ait Partie gegründet 1889) IIe 49 g0N n i 10'/, Uhr:s werden alſo nur noch die nachgeprüft u e Par o 4m T Wenn wo ---==«*S=AT.=Sò=«-ä.tUl.WVOoOnoooos e e Warvbwicklu

Abteilung II a. allen Preielagen De el olgende77 2 g preiswert.rasemann es ſozia1ſern Weißenfels an vversanmn III
M e e Sold-,Brotmarkenausgabe:.. s Solbadgürſtentole h ihre See de am Donnerstag den 23, September 1920 es Kobert ren Se hre-92 Ti o 1--59, A i Th t ſtark radiumnalt. Schmi deb Raennischestr. 13. L7 rn Schlut, abends 7 Uhr im 99 Ppo 0 4 eaa er Roor m medtſiniſchen oder Ein Aoritzzwing

II Alte Leipzigerſtr., Ladegaſtftr.,
000000000000000Leſſingſtraße.

IV Langendorferſtraße,on 12 Uhr I Am Markt, Markt,
U Lutherſtraße
II Warienſtraße.
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IV ſür etwaige Nachzügler.

*4. ButtermarkKe.
Von Mittwoch früh ab findet in ſämtl'chen Butter

eeſchäften gegen Abgabe der 4. Buttermarke Berkauf von
Jnlandbutter ſtatt. Auf jede Marke werden

50 Gramm zum Preiſe von Mark 1.55

Referent Genosse Heinrich Ströbel, Berlin.
ehemaliger preußischer Ministerpräsident der ersten preußischen Revolutionsregierung.

l. Themo: „Diktatur oder Demokratie.
l. Freie Aussprache.

Arbeite Burger, Beamte, Angestellte, Frauen und Mädchen erseheint in Massen. Besonders ergeht noch
der Appeſi an die Genossen und Genossinnen aus den Nachbarorten zahlreich zur Stelle zu sein.

Für rierbst und Winter
empfehlen wir unser soeben erschienenes

Favorit-Moden-Klbut
Enthaltend Damen und Kindermoden.

Zum Preise von 6. Mk. und 20 Teuerungszuscha
Buohhandlung Volks stimme, Gr. Ulrichst
Bestellungen nehmen auch die Austräger entgegenverabfolgt.

ehe a meetag der Mamken Diensiag den 25. S Eintritt 50 Pfg. bDD Der Einberuſer. 02900 o

h Soeben erſqhien: eBei Störungen u. Stockungen o F la immer ſo d ehe ej J Ratgeber e e z e
lation gebrauchen Sie ſofort ſten die ſeit vielen eidschein ürJahren erprobten echten Menſtruativnstropfen und Küchen taschen KCri en b au J

66 K. Led S Je ne hinterbüebe o m z F Schlafzimmer]en craſnt in Verbindung t Farbar-T aber Wohn-, Herren ſehr dreioweri, ne Abzahlung. e Schränke, Vertiros,
oder FrebarTee. Erhältlich in allen größeren Apo e H. nach dem neuen Reichs Zahlungsweise Tische, Stünie, Beu-4 heken. Drogerien und einſchiägigen Geſchäſten. Hauvi- Speiſezimm. Krasemann verſorgungsgeſetz vom 12. wird noch Wunoer j gteſſen, Matratzen,devots: Adler Apotheke, Geiſtſtr. 15; Sanitas S nur Mai 1920, herausgeqeben leipeigerst. 14 2

e n en H. Bergmann rie. reren e h t Se en neTche Bofſtraße); E. Ki Gr. Uirichſtr. 41.S ne gen Nach irichſraße 30. r s zum Preiſe v M e e 99 Albert Schumann, Steinweg 46/47. Fritz Speer, Möbelfabrik u. Magazin, Jnhalt: F. aGroße Ulrichſtraße Feemivermey: Halle (S.), Fleiſcherſir. 80/31 I. Die Renten verſorgung

ß U. Die Kapitalabfindung derFHARMRCOPIR, Sertiz C. 19, Watſtaete 25. h Mietsgeſuche Witwer un Ewee e Der 8 Jahrgan
e o gener Grundbeſigze.T r Winter-Antenöche m r h e r S m e dg D unger Wann, Dauermieter te enenanuſpr e vor r S S rBei Einkäufen u 21.75 e ovitten wir unsere Parteigenossen und L eser p Tr er möbl. Zimmer IV. 5 i rechte der h 1921

sich aut die Inserate in der Volksstimme- Partirwarenlager Nähe d Frangeylages V. Sie ſopale Kriegehinier- W
zu beziehen. Große Ulrichſtraße 25. l Off. a. d. Exp. d. Ztg. erb. bliebenenfürſorge.

VI. Die Anſprüche der Kriegs
272

e 2 e Jnvalidenver ichernng derv Reichs VerſicherungsOrd

G 4 nung. Anhang Ueberſicht über die

w. he der Renten derinterbliebenen.

pielben unsere Geschäftsräume felertagshalber

Mittwoch, den 22. Sept. d. Js.

53 Wertpapiere Marienstrasse, Nähe Marktrummer enjamin kauft, verkauft und nimmt zu beziehen.
in Verwaltung imze bezug Aurch ate Los Eiween dung des Betrages in der

Grosse Ulrichstrasse 22-23 l I. el h S Tee

hinterbliebenen aus der

Verlag der Bolksſtimme.
Gr. Ulrichſtraße 27.

Geldverkehr

Preis 23.25 Mark und 25 Pfennig Zustellungsgebühr (Porto) zusammen

ist eingetroffen und von unseren Zeitungsträgern, den Orts vereins
vorständen, der Sorialdemokratischen Partei im Bezirk, sowie in der

Buchhandlung der Volksstimme

Volksbuchhandlung in Naumburg

2.50 Mark

Gr. Ulrichstrasse 27, Halle
oder in der
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Haue, Dienstag, 21. September 1920.

Vyrkel-Angelegeahetten.
Bezirks und Ortsvorſtand heute, Dienstag, nachm. 4 Uhr,

zemeinſame Sitzung. Jn Anbetracht der Wichtigkeit der
Tagesordnung iſt pünktliches und vollzähliges Erſcheinen
notwendig.

Arbeiterjugend. Am Mittwoch, den 22. September findet
im „Herzog Criſtian“ (Merſeburg) der Sründungsabend der
Ortsgruppe Merſeburg ſtatt. Jugendgenoſſe Fritz Dreſcher
ſpricht über Entſtehung, Zweck und Ziele der Arbeiterjugend.
Die halleſchen Genoſſinnen und Genoſſen treffen ſich um
z Uhr auf dem Hauptbahnhof. Der Zug fährt 6 Uhr 22.
Die regelmäßige Zuſammenkunft im Jugendheim fällt aus.

Der Vorſtand.

Aus dem 6tudtlrels.
Halle. 21. September 1920.

veffentliche 6tadtverordnetenſitzung.

Wahl zwei beſoldeter Stadträte. Einführung des Teilſtrecken
jarifs für die Straßenbahn. Verpachtung des Anſchlagweſens.
Nachdem die Ferienzeit abgelaufen iſt, die Stadt-Mütter und

Väter ſich von den Strapazen der letzten Sitzungsperiode, die
ſicher zu den bewegteſten unſeres Stadtparlaments gehört, aus
geruht haben, n ſie geſtern wieder ihre Tätigkeit. Daß
die kommenden Monate mit dem vor der Tür ſtehenden Winter
den Stadtverordneten viele ſchwere Aufgaben ſtellen werden. daß
ich die Hinderniſſe für eine erſprießliche Arbeit zum Wohle der
Stadt keineswegs gemindert haben, verriet auch die geſtrige
Sitzung. Die Wahl zweier befſoldeter Stadträte für die aus-
geſchiedenen Räte Dr. Tepelmann und Wurm ging glatt von
ſatten und fiel auf unſeren Genoſſen Döltz und den Unabhängigen
Kilian, die bisher unbeſoldetete Stadträte waren. Mit dem Ab-
ſchluß eines Vergleiches zwiſchen der Stadt und der Verſicherungs
zeſellſchaft Atlas über die Haftung für die entſtandenen Tumult-
chäden, dürfte endlich der Weg erreicht ſein, die dringliche An
gelegenheit des Tumultſchädengeſetzes zu ordnen. Damit das
Schmerzenskind der Stadt, die Straßenbahn nicht vergeſſen wird,
erſchien es gleich wieder auf der erſten Tagesordnung nach den
Ferien, gleichermaßen als Omen, daß man ſich ja keinen Hoff-
ungen hingeben ſolle, es würde nuß mit der Straßenbahn ſchon
phen. Ein Fehlbetrag von 3,6 Mill. Mark, ſtatt der berechneten
26 Mill. M., droht der Straßenbahn zur Kataſtrophe zu werden,
wenn man nicht Maßnahmen ergreift, die Einnahmen zu heben.
So wurde dann der Teilſtreckentarif beſchloſſen. Wer alſo künftig
nur eine Teilſtrecke auf der Straßenbahn zurücklegt, wird ſich nicht
mehr darüber ärgern brauchen daß er ſoviel bezahlen muß wie
derjenige, der von einer Endſtation zur anderen fährt. Jener wird
tilliger fahren als dieſer, aber doch nicht billiger als hisher. Die
ürzeſte Strecke koſtet immerhin 50 Pfg.. Wenn Stv. Valke (Dem.)
ils Dezernent für die Straßenbahn meint. daß wir heilfroh ſein
nnen, wenn der Fehlbetrag von 2,6 Mill. M. für das laufende
r. ritten wird und auf andere Städte hin-
veiſt, die ſich in g n Sorgen über die Straßenbahn befinden,
jo iſt das ein ſchwacher Troſt für den belaſteten Stadtſäckel. Unſere
Fenoſſen Volbracht, Gerig und Wilke wieſen demgegenüber mit
Recht darauf hin, daß man nicht nur beſtrebt ſein muß, ſchematiſch
die Fahrpreiſe zu erhöhen, um beſſere Einnahmen zu erhalten,
ſondern daß vor allem eine großzügige Organiſation einſetzen muß,
damit auch wirklich den Anforderungen

er der
ruppen
die ge-
ammen
ng be

ensver

s Verkehrs RechnungW getragen wird. Die Regelung des ſtädt. Anſchlagweſens hatte
fie eine längere Ausſprache zur Folge. Wenn dem Willen der beiden
hierzu ozial. Fraktionen auf Uebernahme des Anſchlagweſens in ſtädt.

zlich der Regie nicht entſprochen wurde, ſo trägt die Schuld hieran Frau

an eo e agiſtrats au rpachtung des Ansminiſte hlagweſens mit 32 bürgerliche gegen 31 ſozial. Stimmen be
17. d. M. Röloſſen.
zeit über
perkehrs Stadtverordnetenvorſteher Hennig eröffnet die Sitzung, be

zrüßt die Stadtverordneten und verlieſt dann eine Reihe Ein-
gange.

Der Punkt 1 der Tagesordnung ſieht die Wahl zweier be-
oldeter Stadträte vor. Dr. Finger (D. V.) gibt dazu eine weit-

r den w. e 3 nan der ſchläge zur uſw. bekanntzugeben. Jn zwe gängenland ſei werden dann die bisherigen unbeſoldeten Stadträte, unſer Gen.
worden. l und Kilian (Anabh. Fraktionsmitglied) mit je

ch keinen h wen gegen die geſamten bürgerlichen Stadtverordneten

nd. Die Tumultgeſchädigtene warten noch heute auf den Erſatz ihrer Verluſte und Schäden,
rammheit die ſie bei den Unruhen am 8. und 9. November 1918, am 12. Ja-
ange be- wuar und Anfang März 1919 erlitten haben. Eine Regulierung
Fülle von Ponnte bisher nicht vorgenommen werden, weil einmal auf das
nd ſteckte Jkrafttreten des ſehr bald nach den Unruhen im März in Aus-
warze in P geſtellten neuen Tumult geſetzes gewartet werden mußte

ind zum andern weil begründete rechtliche Zweifel beſtanden,
d anderer P. die Gemeinden nach dem geltenden Tumultgeſetz für

te 5häden einzutreten haben, welche nicht aus örtlich be-
muſter tenzten Tumultherden ſtammen. ſondern bei Zuſammenrottungen

ſchwarzen Fih ergeben haben, die als Begleiterſcheinung einer allgemeinen
das ſich Prlaatsumwälzung anzuſehen ſind, zum Teil auch unmittelbar

konnte. iuf Kämpfe der um die Macht ringenden Parteien zurückzuführen
in Studio nd. Jnzwiſchen ſind nun alle Zweifelsfragen nach dieſer Rich-
t ſei, auf uns vollkommen geklärt:
kem zuge 2ach dem neuen Tumultgeſetz vom 12. Mai 1920 iſt zunächſt
m Willen die daſtins ger über Pr. für Svaden an Libene

Leben und für die na en Beſtimmungen alten
den Hum- Sletzes vom 11. März 1850 zwar verſpätet aber bis 14. Auguſt
en Flecken Nu noch nagchgemeldeten Sachſchäden auf das Reich übergegan-

an t l r rer Ausſchüſſe, deren Mitglie-
nk er t vom Miniſter ernannt werden.ur Bei der nach allen Seiten geklärten Rechtslage kann es kei

wurfsvoll. J Zweifel mehr unterliegen daß die Stadt für die Schä-
angz Afrika en aus den Unruhen im November 1918, Januar und März 1919
anz inzutreten hat und es wäre zwecklos, über die grund-

ätliche Frage der Haftung noch weiter Prozeſſe zu führen welche
den ihm Kinfehlbar mit einem Anterliegen der Stadt und mit der Be

den Zu Patung mit außerordentlich hohen Prozeßkoſten enden würden.
en ſurrten n Erledigung eines Prozeſſes der Stadt gegen die Deutſche

Verſicherungsgeſellſchaft Atlas über deren Haftung für entſtan
erativ! ene Schäden wurde die Stadtverordnetenverſammlung erſucht,
en Knien enden Vergleich zuzuſtimmen.

Halb um W Mas i die r die ehedelche die Stadt Halle jedem einzelnen Anſprucheſich W en gegenüber anläßlich der Zeyluitonsereianiſſe im No
aß gemach mber 1918 im Januar und März 1919 wegen der ſchädigung
aber ſchon Yer Zerſtörung von Sachen, ſowie wegen der Tötung oder Ver-

ung von Perſonen zu machen hat, bei Perſonenſchäden zur
en zurech Plte. bei Sachſchäder zu zwei Drittel zu erſetzen, und zwar Au

Der Kopf dungen für Sächſchäden bis zum Höchſtbetrage von 14 000
ütterten an Geſchärigten gegenüber. wegen äden in unbegrenster

ſchaut ſſe en im Einzelfalle Sachbeſhädianngen und Plün
urfgeſcho erungsſchäden zufammen, ſo wird der Berechnung der Regreß-
ande! imme der Ceſamtſchaden inſoweit zugrunde gelegt, als nach den
nn er 7 gandenen Unterlagen anzunehmen iſt, daß geplünderte Sachen
n von her beſchädigt wurden.2. Atlas ilt damit einverſtonden, daß die Anwendbarkeit des
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Beilage zur »Volksſtimme.

Preußiſchen Tumultſchadengeſetzes auf die Novemberereigniſſe
1918 und auf die Januar- und Märzereigniſſe 1919 nicht weiter
beſtritten wird

3. Die gerichtlichen und außergerichtlichen Koſten des Prozeſſes
Halle gegen Atlas werden in der Weiſe geteilt, daß Atlas drei
Viertel die Stadt Halle ein Viertel derſelben trägt.

4 Jm übrigen werden die Beſtimmungen des Verſiche
rungsvertrages vom 26. und 27. Januar 1901 durch dieſen Ver-
gleich nicht berührt.

2. Den bei den Tumultereignifſen vom Novem
ber 1918, Januar und März 1919 Geſchädigten gegen-
über die Haftpflicht der Stadt dem Grunde nach nicht mehr zu
beſtreiten und demgemäß bezw. der Sachſchaden aus dieſen Er
eigniſſen ſofort in eine Regulierung einzutreten,

3. zur endgültigen Regulierung den Geſchädigten gegenüber
die mit der vorläufigen Feſtſtellung der Schäden betraute Magi-
ſtratskommiſſion zu ermächtigen, und

4. die erforderlichen Koſten vorläufig vor-ſchuß weiſe zu decken.
Dem Antrage des Rechts und Verfaſſungsausſchuſſes wird

ſWuningen und dem Vergleich ſeitens der Stadtverordnetenver
ammlung zugeſtimmt.

Jm Anſchluß hieran bittet Frau Stadtv. Krüger (Unabh.)
den Magiſtrat, ſofortige Schritte einzuleiten, daß die diesbezüg-
lichen Geſuche geregelt werden, da die Not unter den Unter
ſtützung Fordernden groß iſt.

Aenderung des Fahrgeldtarifs für die Straßenbahn.
Nach den letzten Ergebniſſen kann damit gerechnet wer-

den. daß die letzte Tariferhöhung an Einnahmen für das Jahr
rund 12 Millionen Mark wie veranſchlagt bringen wird.
Dagegen haben ſich die Ausgaben trotz der vorgenommenen Be
triebseinſchränkungen infolge weiterer Preiserhöhungen für Ma-
terialien aller Art und außerordentlicher Mehrleiſtungen für
Löhne und Gehälter, inſonderheit durch die aus dem Tarifver-
trage entſtehenden beſonderen Leiſtungen für Urlaub, Bezahlung
von Krankheitstagen, Hinterbliebenenfürſorge, Bewilligung der
ſog. Schmutzzulage und Bezahlung der Streiktage, weſentlich er
höht und werden ſich vorausſichtlich auf 15,6 Millionen Mark für
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len Heinrich Ströbel
wird am Donnerstag, den 23. Sept., abends 7 Uhr,

im Apollotheater in einer

Oeftentlichen Versammlung

über die beiden wichtigsten Fragen der
Arbeiterbewegung über

Demokratie und Diktatur
sprechen.

Er
das Jahr belaufen, ſodaß am Jahresſchluß ein Fehlbetrag von
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der Turnhalle und zurück, das Reinigen der Turnhalle und die
Bewachung der Gegenſtände ſind 335 Mk. Koſten entſtanden.

Die Stadtverordnetenverſammlung genehmigt die Vorlage.
Eine Anzahl kleinerer Vorlagen, Annahme eines Vermächt-

niſſes und einer Erbſchaft, Ablehnung eines Legats, Herſtellung
einer Arbeitsgrube in der Feuerwache Süd, Gewährung von Um-
zugskoſten werden ſchnell erledigt.

Dem Vorſtand des Provinzial-Turnlehrervereins der Provinz
Sachſen werden auf Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung
die mittelſt Schreibens vom 19. Auguſt 1920 erbetenen tauſend
Mark als Zuſchuß zu den Koſten der Hauptverſammlung am 17.
und 18. September 1920 in Halle bewilligt.

Die Stadtverordnetenverſammlung beſchließt der Verpachtung
der im ſtädtiſchen Grundſtück Marktplatz 13 (bisher Marktſchloß)
einzurichtenden Gaſtwirtſchaft nebſt 6 Wohnräumen im 2. Ober-
geſchoß und Perſonalräumen im 3. Obergeſchoß an den Gaſtwirt
Hermann Kunze gegen 8000 Mark Jahrespachtzins auf 2 Jahre
zuzuſtimmen.

Die Räume im 1. Obergeſchoß des Marktſchloſſes, die gemäß
dem Stadtverordnetenbeſchluß vom 9. Auguſt 1920 künftig die
aus dem Stadthauſe zu verlegende Ratskellerwirtſchaft aufneh-
men ſollen, werden jetzt eingerichtet und vorausſichtlich Anfang
nächſten Monats für ihren Zweck bereit ſtehen.

Ein Geſuch um Umgruppierung techniſcher Beamten
abgelehnt.

Eeinem Heſuch der Schüler der Staatlich-Städtiſchen Hand
werkerſchule zu Halle um Einrichtung der Baugewerkſchul-
klaſſe III im Winterhalbjahr 1920/21 wird zugeſtimmt.Eine Eingabe des Eſternbeirates der Talamtſc ile wegen
Abſtellung verſchiedener Mängel an der Heizungsanlage dieſer
Schule wird dem Magiſtrat zur Berückſichtigung überwieſen.

Abgelehnt wird die Beſchwerde des Herrn Georgius über das
Wohnungsamt.

Die Beſchwerde der Frau Theuerkauf dem Magiſtrat
zückſichtigung empfohlen. Dagegen wird

die CKingabe der Frau Kür'chner wegen Wiedereinſtellung
ihres Mannes in den Dienſt abgelehnt.

Außrhalb der Tagesordnung bewilligt man noch Ueber-
teuerungszuſchüſſe für den Einbau von Kleinwohnungen, z. B. in
der Leſſingſtraße.

Das Programm der Sozialdemokratie

Diejenigen n die ſich das Gutachtenbuch
obengenannten Titels beſtellt haben, können ſich dasſelbe im
Verlag abholen, da es jetzt endlich eingetroffen iſt. Das Buch
wird die Grundlage abgeben zu einer Programmdebatte in
der nächſten Mitgliederverſammlung, die noch vor unſerem
Parteitag in Kaſſel ſtattfinden wird.

wird

zur Be

Die Ausnutzung der Kohle im Haushalt.
Auch der kommende Winter wird unſeren Hausfrauen manche

harte Nutz zu knacken geben. Die Lebensverhältniſſe haben ſich in
vieler Beziehung noch keineswegs gebeſſert; beſonders aber in
Bezug auf die Kohlenrerſorgung liegt alles im Argen. Das
Quantum Kohle, welches dem einzelnen Haushalt zuſteht, wird
eine äußerſte Sparſamkeit zur dringenden Pflicht machen. Die
Kohle muß auf die beſt. nöglichſte Art ausgenutzt werden, wenn
wir mit dem Vorrat durch den wahrſcheinlich früh einſetzenden
Winter kommen wollen. So dürfte der Vortrag des Gen. Hilde-
brand über „Die Ausnutzung der Kohle im Haus-
ſieh in der heute Dienstag abend 8 Uhr in Wilsdorfs Geſell-
chaftshaus (Karlſtraße) ſtattfindenden Frauen verſamm-

lung der S. P. D. (alte Partei) willige Hörer finden. Alle
Genoſſinnen werden deshalb noch einmal von dieſer Stelle gus
cuf die Verſammlung aufmerkſam gemacht.

Die Farben der neuen Poſtwertzeichen. Vor einigen Tagen
hat die Poſt mit der Ausgabe der neuen Poſtwertzeichen begonnen:;
die veränderte Valuta bedingte eine Erhöhung der Auslands-

l

3,6 Millionen Mark (anſtatt 2,6 Millionen Mark laut Voran-
ſchlag 1920) entſtehen würde. Zur Verringerung des Defizits
muß eine neue Tariferhöhung vorgenommen werden. Den Wün-
ſchen des überwiegenden Teiles der Stadtverordneten entſpre-
chend, hat die Straßenbahndeputation einſtimmig einen Teil-
r von 50 Pfg. aufwärts, einmalige Umſteigeberech-
igung eingeſchloſſen, vorgeſchlagen. Man hofft damit zu ver-

meiden, daß der für 1920 vorgeſehene Fehlbetrag von 2,6 Mil-
lionen Mark überſchritten wird.

Gen. Volbracht führt dazu aus, daß unſere Fraktion ſich
grundſätzlich mit der Einführung des Teilſtreckentarifs einver-
ſtanden erklärt. Es muß aber darauf gedrungen werden, daß
endlich einmal die Belebung des Straßenbahnverkehrs nach mo
dernen kaufmänniſchen Geſichtspunkten erfolgt. Diesbezügliche
Vorſchläge ſind bereits der Direktion gemacht worden. Nun
ſollte aber bald den Wünſchen der Deputation Rechnung getra-
gen werden. Aus perſönlichen Beobachtungen ſchildern noch
Gen. Gerig und Wilke, wo im Straßenbahnverkehr ſowohl
eine beſſere Organiſation als auch Sparſamkeit fehlen. Jn un-
veränderter Weiſe wird alsdann die Magiſtratsvorlage über die
Aenderung des Straßenbahntarifs angenommen. (Ueber die
Details der beſchloſſenen Aenderung unterrichtet ein Artikel in
der Freitagnummer der „Volksſtimme“ über die Sitzung des
Haushaltsausſchuſſes. D. R.

Verpachtung des ſtädt. Anſchlagweſens.
Ein Antrag des Magiſtrats, die Stadtverordnetenverſamm

lung wolle beſchließen, daß das ſtädtiſche Anſchlagweſen auf
2 Jahre bis zum 30. September 1922 an den bisherigen Pächter
Paul Schwarz in der Weiſe verpachtet wird, daß er einen
feſten Pachtsins von jährlich 15 000 Mk. und 65 Prozent des dar
über hinaus e ergebenden jährlichen Reingewinns an die Stadt
zahlt, wird Gegenſtand einer ausgedehnten Debatte.

Gen. Gerig erklärt hierzu, daß er es ſonderbar findet,
wenn der Magſſtrat jetzt einen Antrag auf Verpachtung des
Anſchlagweſens ſtellt, nachdem doch bereits beſchloſſen war, das-
ſelbe unter ſtädt. Leitung zu ſtellen. Er habe einmal angeregt.
ein ſolches Büro mit kaufmänniſchen Kräften einzurichten. Große
Mittel werden doch nicht dazu benötigt. Er bittet den Antrag
abzulehnen und den Beſchluß, das Anſchlagweſen in ſtädt. Regie
zu übernehmen, beizutreten.

Nachdem noch eine ganze Reihe Stadtv. zu dieſem Punkte ge-
ſprochen hatten, erfolgt die Abſtimmung. it 32 bürgerlichen
gegen 31 ſozialiſtiſchen Stimmen wird die Verpachtung wie oben
ausgeführt,, beſchloſſen.

Das Geſuch um Beteiligung der Stadt Halle an der Mittel
deutſchen Bauzentrale, Gemeinnützige Zentralgenoſſenſchaft für
das Mitteldeutſche Baugewerbe, E. G. m. S. zu Halle a. S. wird
abſchlägig beſchieden.

Bei dem Ausbau des Grundſtücks Magdeburger Straße 5 zu
Kleinwohnungen ſind laut vorgelegtem Bericht des Hochbauamts
56 242,05 Mk. Mehrkoſten entſtanden. Der Magiſtrat hat be-
ſchloſſen, dieſe Mehrausgabe aus den zur Einrichtung von Klein
wohnungen bereitgeſtellten Mitteln zu entnehmen. Die Stadt-
verordnetenverſammlung ſtimmt dem zu.

Die Aufſtellung einer Orientierungstafel zum Gedenken des
Vorſitzenden des Verſchönerungsvereins auf einem der höchſten
Punkte des Galgenbergs wird abgelehnt.

Der Magiſtrat hatte beſchloſſen, zur r drtgr
Abſtimmungsberechtigten für Oſtpreußen, welche die am K. u
6. Juli nach Halle kommenden Sonderzüge benutzen wollten und

ier übernachton mußten, für die Nächte vom 4 zum 6. r 6. zumJuli die Turnhalle in der Berliner Straße zur Verfügung
zu ſtellen und das erforderl?che Material aus dem Stadtmagazin
zu ſtellen. Die Belegung der Turnhalle wurde nicht erforderlich.
Duxch die Beförderung der Gegenßände vom Stod/magazin nach

gebühren. Da jedoch nach den Vereinbarungen des Weltpoſtvereins
die Marken für die einfachen Briefe, Druckſachen und Poſtkarten
in allen Ländern in gleicher Farbe zu halten ſind. nämlich ent-
ſprechend den Marken zu 5 Centimes (grün, Druckſache), 10 Cen-
times (rot, Poſtkarte) und 25 Centimes (blau, Brief) mußten die
Farben der deutſchen Werte geändert werden. Die neuen Marken
für die einfachen Auslandsſendungen ſind jetzt in den Farben der
Marken ausgeführt, die vor der Gebührenerhöhung genügten. Es
ergibt ſich folgende Ueberſicht: 20-Pfg.- Marke grün,. 40-Pfg.
Marke rot. 80-Pfg.-Marke blau. Außer dieſen Einheits-
werten iſt es jeder Poſtverwaltung freigeſtellt, die Zwiſchenwerte
in beliebigen Farben zu halten. So wird die neue 30-Pfg.-Marke
hellblau, die 50-Pfg.-Marke- hellviolett, die 60-Pfg.- Marke oliv-
grün und die 75-Pfg.- Marke dunkelviolett gedruckt werden. Jn der
Uebergangszeit, da noch alte Markenvorräte aufgebraucht werden,
werden ſich Jrrtümer ſchwer vermeiden laſſen.

Jm Unterſuchungsamt für anſteckende Krankheiten des Hy-
gieniſchen Jnſtituts der Univerſität wurden im Monat Auguſt
insgeſamt 1404 Unterſuchungen vorgenommen und zwar: Tuber-
kuloſe 128, Typhus 130, Paratyphus 8, Ruhr 197, Diphterie 260,
Gonorrhoe 46, Syphilis 583, ſonſtige Krankheiten 72.

Jm Kampf ums Daſein? Vom Arbeiter-Samariter-Bund
E. V. wird uns geſchrieben: Nach den neueſten ſtatiſtiſchen Feſt-
ſtellungen, ſind im Jahre 1919 rund 575 000, im Jahre 1918 657 000Vetriebednfälle zur Anmeldung gelangt. von denen 1918 über
11009 einen tödlichen Ausgang nahmen. Leider ergeben die ſtat.
Feſtſtellungen noch nicht, wie groß die Anzahl der dadur c verur-
ſachten Krankheitstage und wie hoch die Summe des dadi s h her-
vorgerufenen Lohnausfalles iſt. Es muß die Frage aufgeworfen
werden, ob nicht die Zahl der Krankheitstage und der Lohnausfall
weſentlich herabgemindert worden wäre, wenn in allen Betrieben
die ſanitären Einrichtungen der Neuzeit entſprechen würden und
wenn in jedem Betrieb auch fachkundige Nothelfer ſofort zur Stelle
geweſen wären. Es iſt eine alte Erfahrungstatſache, daß der erſte
Verband entſcheidend iſt für den weiteren Verlauf der Wund-
hrilung. Den Betriebsräten iſt durch Geſetz die Sorve für die
Schaffung und Unterhaltung der ſanitären Einrichtungen über-
tragen worden. Dieſe haben daher die Pflicht die Spezialorgani-
ſationen der Arbeiterbewegung auf dieſem Gebiete, die Arbeiter-
Samariter-Kolonne zur Mitarbeit heranzuziehen. Wenn an einem
Orte noch keine Arbeiter-Samariter-Kolonne beſteht, müſſen ſie be
ſtrebt ſein, eine ſolche Organiſation zur Erledigung dieſer und an-
derer Aufgaben auf dem Gebiete der Volkswohlfahrt ins Leben zu
rufen. Wir fordern die arbeitenden Maſſen auf. geeignete Kräfte
für die Rothilfe in den Betriebe und für den Sanitätsdienſt bei
allen Gelegenheiten zur Verfügung zü ſtellen. Die Geſchäftsſtelle
es Arbeiter-Samariter-Bundes, Berlin-Charlottenburg. Kaiſer-

Friedrich-Straße 41. iſt gern bereit, alles notwendige Material für
die Bildung von Arbefter-Samariter- Kolonnen zu liefern. Die
Arbeiterſchaft muß ſich durch weiteſte Ausbreitung des Arbeiter-
Samariter-Bundes eine eigene Wohlfahrtsorganiſation ſchaffen
und die Wohlfahrtspflege für ſeine Klaſſenangehörigen ſelbſt in
die Hand nehmen.

Desinfektion am Krankenbett. Die gemäß v 8 des Geſetzes
betreffend die Bekämpfung Abdertragbarer Krankheiten vom
W. Angouſſt 1905 erlaſſene „Polizeiliche Anordnung“ vom 15. Jan.
1908 fordert in 8 1 jedem Fall von Lungen- und Kehlkopf-
tuberkulofe die Desinfektion. Die während der Dauer der Krank-
heit erforderliche Desinfektion Desinfektion am Krankenbett)
liegt in der Regel den Angehdrigen ob, jedoch iſt die Polizei-
verwaltung berechtigt, ſie durch beſonders beauftragte Perſonen
im Einvernehmen mit dem behandelnden Arzte zu beauſſichtigen
und nötigenfalls zu regeln. Die Schlußdesinfektion hat aus-
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ießlich durch die ſtädtiſchen Desinfektoren zu Die

erzte, ſowie Hausbeſizer und Aftermieter jeder Art werden
daher erſucht, bei vorgeſchrittener Lungen- oder Kehlkopftuber-
kuloſe der Desinfektionsanſtalt oder dem Polizeiverwaltungs-
buregu I, Dreyhauptſtraße 6, 2 Treppen, Zimmer ſofort,
gegebenenfalls z durch Fernſprecher, Mitteilung machen,
wenn der Kranke die von ihm benutzten Räume infolge Ueber
führung in ein Krankenhaus oder in einen anderen Unterkunfts-
zaum Wohnungswechfel verläßt. Die Desinfektion wird
dann von den ſtädtiſchen Desinfektoren unentgeltlich vorgenom-
men werden. Hausbeſitzer oder Abvermieter, die in den vor
ſtehenden Fällen eine Meldung unterlaſſen, würden ſich möglicherweiſe haftpflichtig machen, wenn durch Unterlaſſen der Des-
hen eine Uebertragung auf die neuen Bewohner der Räume
erfolgt.

Von der Straßenbahn totgefahren. Geſtern vormittag wurde
im Böllberger Weg ein 4 Jahre altes Mädchen von einem
Straßenbahnwagen überfahren und ſofort getötet.
Treibriemendiebſtahl. Jn vorletzter Nacht wurde in eine
Schneidemühle in der Pfarrſtraße eingebrochen und ein Treib-
riemen im Werte von etwa 21 000 Mark geſtohlen.
Warnung ror Akkreditivſchwindlern. Wegen Betruges wurde

in Techniker aus Nürnberg feſtgenommen. Er hatte einer aus-
värtigen Firma 2 Motore für den Preis von 9600 Mark nach
dem jetzt vielfach üblichen „Geſchäftsverfahren“ gegen Stellung
eines Bank-Akkreditivs, aussahlbar gegen Vorlegung des Dupli-
fat-Frachtbriefes, verkauft und den Betrag auf einer hieſigen
Bank erhoben. Durch ſein ungeſchicktes Verhalten auf der Bahn
hatten aber die Eiſenbahnbeamten Verdacht geſchöpft und öffneten
nachträglich die von ihm aufgegebenen Kiſten, in denen dann
ſtatt der deklarierten Motore nur wertloſes Alteiſen gefunden
wurde. Da der Betrug mit Duplikat-Frachtbriefen in letzter Zeit
größeren Umfang angenommen hat, wird bei Stellung von Akkre-
ditiven, namentlich unbekannten Verkäufern gegenüber, zu be-
onderer Vorſicht gemahnt.

Provinz und Umgegend.

Der Kampf ums Recht.
Unter dieſem Titel ließ im Jahre 1874 der bekannte Profeſſor

er Rechtswiſſenſchaft Dr. Rudolf von Jhering zu Göttingen ein
Büchlein erſcheinen, auf das hinzuweiſen ſicher am Platze iſt.

Jhering kommt am Schluſſe ſeiner Ausführungen zu dem Aus-
ſpruch: „Der Kampf iſt die ewige Arbeit des Rechts.“ Dem Satz:
Jm Schweiße deines Angeſichts ſollſt du dein Brot eſſen“, ſteht mit
gleicher Wahrheit der andere gegenüber: „Jm Kampfe ſollſt du
dein Recht finden.“ Von dem Moment an, wo das Recht ſeine
Kampfbereitſchaft aufgibt, gibt es ſich ſelber auf, denn für das
Recht gilt der Spruch des Dichters: „Das iſt der Weisheit letzter
Schluß: Nur der verdient ſich Freiheit wie das Leben, der täglich
ſie erobern muß.“

Gewiß es ſind große Worte mit dem Jhering ſeine geiſtreichen
Ausführungen ſchließt: „Jm Kampf ſollſt du dein Recht finden“.

dein Recht finden! und wieviel Unrecht beſteht
Wieviel Unrecht wird durch dieſen Kampf gemäſtet? Siegt doch
nicht immer das Recht! Wie oft ſiegen Falſchheit, Betrug und
Liſt?

Was nützt mir mein Recht, wenn mich der Gegner übertölpelt?
Wenn ich einfach nicht die Mittel habe, mich zu wehren oder zu ver-
teidigen?

So ging es einer armen, alleinſtehenden Witwe ün Freyburg
a. U. Es iſt unglaublich, wie dieſe Frau von einem Staatsbeam-
ten, wie er nicht ſein ſoll, behandelt wird.

Die Witwe Brohmer zu Freyburg a. U. hatte an den Staat
einen Weinberg bis zum erſten Oktober dieſes Jahres verpachtet.
gleich ſie die Abſicht hat, dieſen Pachtvertrag nicht zu verlän-
gern, ſondern anderweitig über ihr Beſitztum zu verfügen, verſucht
der ſtaatliche Weinbauinſpektor Bebber zu Naumburg a. S., dem
an dieſem Berge viel gelegen zu ſein ſcheint, auf alle mögliche und
unmögliche Art und Weiſe, ſelbſt auf Umwegen, dieſen Berg wieder
zu erhalten. Unzäblige Anträge ſind von ihm mündlich oder
ſchriftlich zu dieſem Zwecke geſtellt worden, die einfach von der
Witwe abgelehnt worden ſind.

Ehe von der Witwe Br. eine, vor wenigen Tagen erhaltene
nochmalige Anfrage beantwortet werden konnte, verkaufte der
ſchier allmächtig erſcheinende Beamte, die eiſerne, einzementierte
Finzäunung des Weinbergs an einen Nachbarn, der ſofort mit
em Abbruch kegann und erklärte: eine an den Herrn Weinbau-
inſpektor Bebber einſtweilig erlaſſene Verfügung des Gerichts,
gehe ihn als Käufer nichts an.

Bald beginnt die Weinleſe der Berg iſt offen es wird
geſtohlen wem trifft die Schuld?

Was ſind dies für Zuſtände? Man wähnt ſich zurückverſetzt
ins Mittelalter!

Wo wollen wir hinkommen, wenn Staatsbeamte ſo
jede Willensentſchließung des Einzelnen zu beſtimmen, nach
ihren Wünſchen und Jntereſſen zu formen trachten? Erſcheint
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Und dies iſt nur ein Fall aus dem großen Getriebe unſeres
wirtſchaftlichen Verkehrslebens. Wieviel Tauſende werden nicht
in jenem „Kampf ums Recht“ vergewaltigt? Wieviel Tauſende
ſcheuen die Koſten, die Oeffentlichkeit und werden das Opfer,
das Ausbeutungsobjekt eines Mächtigeren

Wann wird endlich das Bürgerliche Geſestzbuch in ein
Volks geſetzbuch umgewandelt, d. h. ein Geſetzbuch mit klaren,
vernünftigen Beſtimmungen, durch die auch ein Laie hindurch-

findet Ernſt Albanus.Provinzialverſammlung der Turnlehrer.

Am 17. und 18. d. M. fand in Halle die Provinzialverſammlung
preußiſcher Turnlehrer ſtott. Den erſten Tag füllten gut ge
lungene turneriſche Vorführungen, volkstümliche Uebungen, Spiele
und Volkstänze ſowie ein Vortrag über Die Anforderungen der
Neuzeit an den Turnunterricht in Kleinſtädten und auf dem Lande“
aus. Am zweiten Tage wurden nach den Ehrungen von ver-
ſtorbenen Mitgliedern und nach Erledigung geſchäftlicher Ange
legenheiten Vorträge über den Miniſt.-Erl. vom 20. März 1920
über den ſchulfreien Spielnachmittag und die ganztägigen Wande-
rungen ſowie über die Anforderungen der Lehrerſchaft an einen
„Leitfaden für den Unterricht im Knabenturnen“ gehalten. Der
erſte Vortrag bemühte ſich, eine ſachliche Kritik am Erlaſſe zu
üben, die das Ergebnis hatte, daß die Forderungen der Turn
lehrer durch ihn nicht reſtlos erfüllt ſeien, daß er aber einen weſent
lichen Schritt nach vorn bedeute. Wenn ſich Lehrerſchaft, Oeffent
lichkeit und vor allem die Jugend ſelbſt der guten Sache mit Eifer
hingäbe, dann werde ſich auch das Fehlerhafte des Erlaſſes be
ſzitigen laſſen, namentlich in Bezug auf die Spielplatz- und dieAufſichtsfrage. Auf alle Fälle Sker müſſe unſer Volk ſpielen
lernen um arbeiten zu können. Die anſchließende Beſprechung
ergab die Annahme der aufgeſtellten Leitſätze mit geringfügigen
Aenderungen. Gleichzeitig wurden die Leitſätze des Vortrags
vom Vortage beſprochen und auch Abänderungen gutgeheißen. Der
Vortrag über den zu ſchaffenden Turnleitfaden bezw. das zu be-
arbeitende Lehrbuch für den Turnunterricht beleuchtete die ver
ſchiedenen Anſichten, die es in Turnerkreiſen über dieſen Gegen-
ſtand gäbe und forderte, daß ein in jeder Beziehung einwand-
freies und die Turnſache als Volksſache bewußt förderndes Werk
entſtehen müſſe. Auch er fand die Zuſtimmung der Verſammlung.

Jn der anſchließenden Beſprechung kleiner Anfragen fand ſich
des öfteren Gelegenheit, auf die auch für das Turnweſen wichtige
Einrichtung der Elternbeiräte hinzuweiſen.

Ein gemeinſames Mittageſſen und ein Ausflug beendeten die
git geleitete und für das Schulturnen hoffentlich erfolgreiche

ogung.

Ein Putſchplan der Salzwedeler Reaktionäre entdeckt.
Ueber aufgefundene Dokumente Salzwedeler Reaktionäre be-

richtet unſer Stendaler Parteiorgan u. a.
Das Schriftſtück ſtammt aus dem Garniſonkommando und ent-

hält auf 52 Seiten Schreibmaſchinenſchrift den bis ins kleinſte aus
gearbeiteten Plan der Salzwedeler Reaktion beim nächſten Gene
ralſtreik. Jhm lagen bei: Stadtpläne mit rot eingezeichneten
Straßen, in denen hauptſächlich Arbeiter wohnen, Angriffs- und
Verteidigungsentwürfe der Kaſernen, Poſt uſw. Weiter enthielt
der Plan Abſperrung der Straßen durch Zeitfreiwillige, Ein-
wohner- und Bauernwehren ſowie Liſten der ſofort zu verhaftenden
Perſonen. Selbſt die Vereinbarung mit dem Salzwedeler Wochen-
blatt, betr. die re ung von Druckſachen und Verordnungen iſt
nicht vergeſſen worden. ie Eingeweihten ſind Offiziere; unter
zeichnet iſt das Aktenſtück durch den Alberdiek, dem früheren Gar-
niſonälteſten und Rittmeiſter der nach Hannover verſetzten Ulanen

Der ganze Plan erſtreckt ſich nicht nur auf das Weich-
bild der Stadt, ſondern der ganze Kreis Salzwedel iſt einbegriffen.Waffenlager auf dem Lande, Kertrauenzperſonen, Sicherung der

ekalinien, Aufrechterhaltung des Zugverkehrs iſt darin ent-
ten.

Weißenfels. Städt. Winterobſt. Der Magiſtrat ſchreibt
uns: Während in den vergangenen ſchweren Kriegsjahren das in
den ſtädtiſchen Obſtpluntagen geerntete Kernobſt reſtlos zu Marme-
lade verarbeitet worden iſt, um dem dringenden Bedürfnis der Be
völkerung nach Brotaufſtrichmitteln gerecht zu werden, iſt in dieſem
Jahre, infolge der vermehrten Einfuhr von Fettſtoffen, dieſe Art
der Verwertung des Obſtes eingeſchränkt worden. Deshalb iſt die
Stadt in der Lage, voſg jetzt ab aus dem reichen Behang ihrer
Obſtſtraßen und -pflanzungen der Einwohnerſchaft gutes und halt-
bares Winterobſt in den beſten Sorten, tadellos gepflückt, zum
Tagespreiſe zur Verfügung zu ſtellen. Die Einwohnerſchaft ſollte
nicht verſäumen, ſich jetzt ihren Winterbedarf an gutem Obſt zu
decken. Das ſtädtiſche Obſt wird in der Warenabteilung des Lebens-
mittelamtes, Leopold Kellſtraße 14, gelagert. Dort werden Be-
ſtellungen entgegengenommen und ſindet auch die Abgabe des
Obſtes an jedermann ſtatt.

Eine Schulerinnerung.
Daß hie und da einmal der Tod kam und einen Menſchen

golte, das wußte die kleine Ruth mit ihren ſieben oder acht
Jahren ganz genau. Es ſtand in ihren Märchenbüchern, auf
dem Schulwege hatte ſie einmal den bekränzten Totenwagen
geſehen, und dann war ihr ja auch dre Großmutter ſchon ge-
ſtorben: eines Morgens ſtand der Vater ganz bleich an ihrem
Bettchen und ſagte, er müſſe verreiſen, denn ſeine gute Mutter
ei in dieſer Nacht heimgegangen. Aber nach ein paar
Tagen war er wieder da, nur viel ſtiller als ſonſt, und dann
ging alles weiter wie früher, und Ruth dachte nimmer an
den Tod.

Und heute dachte ſie erſt recht nicht an ihn, heute gab es
gar keinen Tod. Der bkaueſte Himmel ſah zum Schulfenſter
herein, und nach der Schule ſollte Ruth in einen wunder-
chönen Garten gehen, den Geburtstag eines kleinen Freun-

des zu feiern. Sie trug auch ſchon ihr weißes Kleid und in
den braunen Locken das mattblaue Band, das ſie eigentlich
nur Sonntags tragen durfte, und in ihrer Schultaſche lag
ſchön verpackt der Malkaſten, den ſie dem Geburtstagskinde
ſchenken wollte. Wie ſie ſich freute auf ſeine Freude; ach,
wenn nur die Stunde ſchon zu Ende wäre! Wie lange
vährte das „Rechtſchreiben“, wie grau war das „Fräulein“.
Hraue Haare hatte ſie und eine graue Brille und ein graues
Kleid, und grau ſchien ſelbſt die Stimme, mit der ſie dik-
tierte. „Die ähnlich lautenden Worte“ hieß das Kapitel aus

Grammatik. „Alſo ſchreibt: Das Moor iſt ſumpfiger
Boden. Dieſer Mohr ſtammt aus Afrika. Unſer Schwein
vird täglich fetter. Der Vetter hat mir eine Puppe ge-
zracht. Der Schuſter braucht eine Ahle. Jn unſerem
Fluſſe gibt es viele Aale. Alle Menſchen müſſen ſterben.“

Ruth erſtarrte die mühſam und ſorgfältig geführte Feder
in der kleinen Hand. Ein Ungeheures war geſchehen. Es
war ihr, als habe ein furchtbarer Schlag ſie zugleich be
täubt und aufgeweckt. Da ſtand es vor ihr, unauslöſch-
lich, mit Tinte geſchrieben. „Alle Menſchen müſſen ſter
ven.“ Ganz, ganz gewiß war das: die Mutter, der Vater,
das kleine Brüderchen, das rotwangige Dienſtmädchen, Ruth
elbſt, das Fräulein, die luſtigen Schulgenoſſinnen, ſie müſſen,
nüſſen alle hinein in die enge Riße, in das ſchwarze Erd

der

vitterſeld. Masklerte Räuber Vor
masken trugenn Hauk auoseſihet Se muminium-Werke ein wurdeGeldkaſette mit etwas über 11 000 h geſtohlen.

Während zwei Maskierte den allein anweſenden Nachtvortier feſt
ielten, erbrach der dritte mit einem mitgebrachten Beil und
temmeiſen die Kiſte, in der ſich die Kaſette befand.

Kleinleipiſch. Oeffentliche Verſammlung der
S. P. D. Am rach hier der Reichstagsabgeordnete
Gen. Krüger Merſeburg über das Thema Spa, Genf, Moskau
Der äußerſt klar und ſachlich gehaltene Vortrag fand allgemeinen
Beifall. Jn der Diskuſſion polemiſierte ein Unabhängiger in
anerkennenswert ſachlicher Weiſe gegen einzelne Ausführungen des
Referenten. Gen. Krüger ſtellte in ſeinem Schlußwort ver-ſchiedene Unklarheiten d. c Anbetracht der jetzigen poli
tiſchen Zeitverhältniſſe war uch zu ſchwach. Viele der Ar-
beiter ſchlafen wieder wie vor dem Kriege und die Denkfaulheit
einer immer größer werdenden Schicht der Arbeiter kann der
Arbeiterbewegung in dieſem Bezirk noch manchen Schaden bei-
fügen. Wann wird das endlich einmal beſſer werden?

Liebenwerda. Wichtige Beſprechungen. Am Mon-
tag fand eine Sitzung ſämtlicher Gemeinde-Amts- und Gutsvor-

ſteher, Kreisausſchußmitglieder, Gewerkſchaſtsvertreter des Kreiſes
ſtatt. Der Landrat Genoſſe Vogel hatte dieſe Sitzung einberufen,
Sie war ſehr ſtark beſucht und wurde zu den brennenden Tages-
en Stellung genommen. Nach den Referaten fand eine leb,hafte Diskuſſion fatt Es wurde der Wunſch ausgeſprochen, daß

recht bald wieder eine derartige Zuſammenkunft ſtattfindet.
lkenberg. Schleichhändler abgefaßt. Die Pol.zei machte J Tage ſehr gute Fänge, indem ſie einige Schleich

händler und Geheimſchlächter faßte. Dem Amtsvorſteher war die
gemeldet worden und in aller Ruhe fanden die Vorbereitungen
zur Abfaſſung ſtatt. Bei einem wurden ca. 150 Pfd Rindfleiſch
vorgefunden, bei dem zweiten ein ganzes Schwein und 60
Rindfleiſch bei einem dritten ein Kalb.

Rybnik, 18. Sept. Raubüberfall auf einen Poſt,
wagen. Wie der „Oberſchleſiſche Wanderer“ meldet, wurde heut
77 ein Poſtbote auf dem Wege nach Kriewald, nahe der Pulver,
abrik Lygnoſe von vier bewaffneten Banditen überfallen. Die

Räuber ſtürzten den Poſtkarren um, raubten außer Wertſendungen
zwanzigtauſend Mark bar und entkamen in einem wartenden feld
grauen Automobil.

Neueſte Nachrichten und Telegramme

Die Flucht aus Polen.
Kowno, 19. September. (Litauiſche Telegr.-Agentur)

Jüdiſche Bürger Polens fliehen ſcharenweiſe über die litauiſch
renze, um vor den polniſchen Jndenverfolgungen und einer riü,

ſichtsloſen Mobiliſation Schutz zu ſuchen. Die litauiſche Regierung
wird dadurch in eine ſchwierige Lage gegenüber Polen verſegzt,

Stockende Verhandlungen.
Kowno, 20. Sept. Die Litauiſche Telegraphenagentur teilt

mit: Die litauiſche Delegation iſt geſtern abend aus Kalvariig
nach Kowno zurückgekehrt, da die Verhandlungen zeitvweilig
unterbrochen ſind. Die litauiſche Delegation hatte den Vorſchlag
gemacht, zwiſchen der litauiſchen und polniſchen Armee eine neu
trale Zone zu errichten. Die Polen lehnte dieſen Vorſchlag ah
und beſtanden darauf, daß die litauiſchen Truppen ſich auf d
FochClemenceau-Linie zurückzögen, was Litauen ablehnte. Die
polniſche Delegation erklärte, daß unter ſolchen Umſtänden ei
weitere Beſprechung unmöglich ſei und fuhr nach Warſchau zurüc
Der volniſche Rußenminiſter Sapieha hat in einem Funkſpruh
der lettländiſchen Regierung r daß die weiteren Ver
handlungen zwiſchen Polen und Litauen in Riga ſtattfinden
mögen. Demnach betrachtet Polen die Verhandlungen nur als
unterbrochen. Auch der Völkerbundsrat hat ſich für Weiterführune
der Verhandlungen ausgeſprochen und äußerte den Wunſch, daß
bis zur Wiederaufnahme der Verhandlungen keine Kriegsope
rationen ſtattfänden. Der litauiſche Vertreter Profeſſor Wold
mar hat ſofort zugeſtimmt, Paderewski hingegen erklärte, er
könne erſt heute früh eine Antwort srteilen.
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loch, und Steine und Erdſchollen poltern auf ſie herunter.
Und Ruth rang nach Luft, als werde ihr lebendiges Leben
mit Erde zugeſchüttet. Und kein Bitten, kein Schreien, kein
Beten und kein Verzweifeln half: „alle Menſchen müſſen
ſterben“. Und jeden Tag rückt das Grauenvolle näher, lang
ſam, unausweichlich, wie in einem ſchweren Traum. Ach,
was ſoll die Sonne und der blaue Himmel und das weiße
Kleid; ſo unwirklich erſchien ihr alles, das Schulzimmer und
die Lehrerin und das Buch, das ſie in den Händen hielt.
Nichts, nichts war wirklich, war gewiß und wahr, als
der Tod.

„Ruth, du biſt unaufmerkſam,“ rief das Fräulein in die
furchtbare Stille, „lies den Satz vor, den du zuletzt geſchrieben
haſt.“ „Alle Menſchen müſſen ſterben,“ ſprach Ruth zitternd
die ſchweren Worte. „Darüber ſind wir längſt hinaus,“ ſagte
ärgerlich das Fräulein, „vier Sätze fehlen dir; du wirſt
nach der Schule das ganze Kapitel noch einmal ſchreiben.“
Dann ertönte die Schulglocke, die anderen Mädchen ſprangen
hinaus, und während das Fräulein an ihrem Pulte Auf-
gaben korrigierte, malte Ruth ganz langſam ihre Sätze,
und das Schulheft ward ihr zu einem grauenvollen Bilder-
buche. Sie ſah einen müden Wanderer im „Movore“ ver-
ſinken, mit den verzweifelten Blicken den nahen Lichtſchein
eines kleinen Hauſes ſuchend, ſie ſah den „Mohren“ an einen
Baum gebunden, von den Pfeilen der Weißen blutend, wie
ſie es einmal auf dem Umſchlag eines Jndianerbüchleins
geſehen. Der „Aal“ zuckte qualvoll unter dem Meſſer der
Köchin die „Ahle“ brauchte der Schuſter nicht mehr;
die lag achtlos hingeworfen auf dem Boden, während vier
ärmlich gekleidete Kinder weinend den Sarg des Vaters
umſtanden. Ganz ſtill in ſeinem Leide war ein kleines Mäd-
chen, das, die Puppe im Arm, mit der freien Hand immer
wieder das rotkarierte Federbett ſtreichelte, unter dem eben
der gute „Vetter“ verſchied, die ſchwarze Zipfelmütze auf
der feuchten, wachsgelben Stirn. Aber auf einmal drangen
furchtbare Töne in die Grabesſtille: die Todesſchreie des
armen Schweines, das immer „fetter“ geworden war und
zuletzt ſo fett, daß es geſchlachtet wurde.

Und wie Ruth lange genug mit heißen Augen in die
Welt von Tod und Qual geſtarrt hatte, die ihr die Sätze
I kamen ihr endlich die Tränen. Und währendo

die Lehrerin ihr milde vorſtellte, daß doch eine kleine Straf-
arbeit kein ſo großes Unglück bedeute, weinte die kleine

Ruth heiß und unaufhaltſam über das Todeslos
fegliche

Kreatur. B. E.Einen Theater und Tanzabend gab am vergangenen Sonn
abend im Mozartſaal der Kunſt- und Leſezirkel Hall
Als Mitwirkende waren Curt Wilke und Hedwig Jonas
wonnen. Der Zirkel hat ſich augenſcheinlich die Aufgabe geſtel
der neuen Kunſtrichtung in der Dichtung die Wege zu bahnen.
dramatiſche Gedicht Jtaros von R. Becher, welches zur W
führung gelangte, ſpiegelt in Form und Jnhalt den revolutionateZeitgeiſt wieder. Fut Rechtfertigung der Form muß geſagt we

den, daß die Darſtellung der kreiſenden Gegenwart in der Spras
unſerer Klaſſiker oder des nachfolgenden Naturalismus nicht mö
lich iſt. Die Szenen in der Gefängniszelle und auf dem Gefängn
hofe waren von nachhaltiger plaſtiſcher Wirkung. Sie hätten emehr gewonnen, wenn der junge Sprecher in J feine Rolle ſtoffli

beſſer beherrſcht hätte und einige Gefangene in II mit mehr Er
dabei geweſen wären. Von Haſencklevers bekanntem Werk: De
Sohn, wurde der zweite und fünfte Akt J Das 3
ſammenſpiel war löblich, wenn man nicht den höheren Maßſa
einer Berufsbühne anlegen will. Curt Wilke und Hedr
Jonas gaben wohldurchdachte Einzekleiſtungen. Der Bei

lt aber ſcheinbar mehr den darſtellenden Menſchen als den Kün
ern, denn das Verſtändnis für die Darbietungen war bei ein
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Teil der Zuſchauer, übrigens zu achtzig Prozent weibliche an
unmotivierten Lachen gemeſſen, nicht ſehr groß. Die Tänze

ilde Friedrich verrieten Sorgfalt und liebevolles Studiu
be Künſtlerin gelingen wohl heitere und Charakter Tängen

eſten.

Stadttheater: Heute, Dienstag, abend 714 Uhr gelangt
komiſche Oper „Fra Diavolo“ von Auber zur Aufführung.
woch „Dr. Klaus“, Donnerstag „Der Waffenſchmied“, Je
Tannhäuſer“, Sonnabend „Königskinder“, Sonntag nachmit
Fremdenvorſtellung bei ermäßigten Preiſen „Als ich noch
Flügelkleide“, Sonntag abend „Fra Diavolp“.

Barbarg Kemp, die berühmte Hochdramatiſ
der Berliner Staatsoper, wird in einem Schi ings Abend
am 2. Oktober unter Leitung des Meiſters im Stadttheater
ſindet, die Glockenlicder zum Vortrag bringen.

Die ſtädtiſchen Kammerſpiele in Bad Mittekind werden
Mittwoch, den 20. d. Mts., mit einer Aufführung von Go
„Clav wieder eröffnet.


	Volksstimme
	1920
	Monat
	Tag
	Nr. 222
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	Beilage zur Volksstimme.
	[Seite 5]
	[Seite 6]







